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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Die ausschliessliche Verwendung männlicher Sprachformen in Verwaltungs- und
Gesetzestexten hatte in letzter Zeit verschiedentlich den Missmut von Frauen
hervorgerufen. Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe hatte sich des Problems
angenommen und stellte nun ihren Bericht mit Verbesserungsvorschlägen vor. Sie
empfahl dabei, auf eine einheitliche Lösung zu verzichten und je nach Kontext die
verschiedenen sprachlichen Möglichkeiten wie neutrale Formen (Studierende),
Paarformen (Professoren und Professorinnen) sowie Kurzformen (Lehrer/innen bzw.
Lehrerinnen) zu nutzen. 1

BERICHT
DATUM: 26.06.1991
HANS HIRTER

Wie zuvor eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe befasste sich nun auch eine
parlamentarische Kommission mit der Gleichstellung der Geschlechter in der
Gesetzessprache. Gemäss ihrem Bericht sollen bei der Redaktion von Texten der
Bundesversammlung die Empfehlungen der Verwaltungsgruppe zum Zuge kommen
(allerdings ausdrücklich ohne Verwendung von Grossbuchstaben im Wortinneren). Um
die Einheitlichkeit von Gesetzestexten zu gewährleisten, sollen diese Neuerungen
freilich bloss bei neuen Gesetzen oder bei Totalrevisionen, nicht aber bei Teilrevisionen
bereits bestehender Gesetze zur Anwendung gelangen. Den Widerständen französisch-
und italienischsprachiger Parlamentarier wurde insofern Rechnung getragen, als es in
Texten in diesen beiden Amtssprachen auch zulässig ist, weiterhin ausschliesslich die
männliche Form zu verwenden. Der Nationalrat nahm, gegen einen Antrag Maspoli (lega,
TI), mit 65 zu 37 Stimmen vom Bericht in zustimmendem Sinne Kenntnis; der Ständerat
folgte ihm ohne Gegenstimmen. 2

BERICHT
DATUM: 22.09.1992
HANS HIRTER

Jahresrückblick 2019: Institutionen und Volksrechte

Der Bundesrat stand aus mindestens vier Gründen 2019 im Fokus der politischen
Debatte. Zuerst gab die Departementsverteilung  im Nachgang der
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2018, bei denen Doris Leuthard (cvp) und
Johann Schneider-Ammann (fdp) durch Viola Amherd (cvp) und Karin Keller-Sutter (fdp)
ersetzt worden waren, zu reden (vgl. auch den entsprechenden Peak bei der
Medienberichterstattung). Nicht nur, dass mit Viola Amherd zum ersten Mal in der
Geschichte der Schweiz eine Frau das VBS übernahm, sondern auch der Wechsel von
Guy Parmelin ins WBF und von Simonetta Sommaruga ins UVEK wurden in den Medien
diskutiert. Kommentiert wurde dabei insbesondere, dass die Verteilung offenbar erst
nach einem Mehrheitsbeschluss innerhalb des Gremiums zustande gekommen war, was
als schlechter Start und Herausforderung für die künftige Konkordanz interpretiert
wurde. Mit der Wahl von zwei Frauen in die Landesregierung wurde der Debatte um die
verfassungsmässige Festschreibung einer Frauenquote im Bundesrat der Wind aus den
Segeln genommen. Ein entsprechender Vorstoss, der vom Ständerat noch angenommen
worden war, wurde vom Nationalrat versenkt. Auch die Idee einer Karenzfrist, also das
Verbot für ehemalige Magistratspersonen, Mandate von Unternehmen anzunehmen, die
in Beziehung zu ihrem Regierungsamt stehen, wurde – wie schon 2015 – abgelehnt. Die
Gesamterneuerungswahlen für den Bundesrat Ende Jahr lösten eine breite und medial
stark begleitete Debatte um Zauberformel, Konkordanz, Systemstabilität und die
Ansprüche der bei den Wahlen 2019 sehr erfolgreichen Grünen Partei auf einen
Bundesratssitz aus. Die Mehrheit des Parlaments entschied sich, Regula Rytz, die
Sprengkandidatin der Grünen, nicht anstelle von Ignazio Cassis in die Exekutive zu
wählen.

Auch die Zusammenarbeit zwischen Regierung und Parlament war im Berichtjahr
Gegenstand parlamentarischer Arbeit. Beraten wurde dabei insbesondere die Idee
eines Verordnungsvetos. Die auf eine parlamentarische Initiative Aeschi (svp, ZG; Pa.Iv.
14.422) zurückgehende, 2014 eingereichte Idee sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder
eines Rates gegen die Veröffentlichung einer bundesrätlichen Verordnung ein Veto
einlegen kann, wenn die Stossrichtung der Verordnung nicht dem Willen des Parlaments
entspricht. Während sich eine Mehrheit des Nationalrats davon eine präventive Wirkung

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



erhoffte, lehnte die Mehrheit des Ständerats die Vorlage als zu kompliziert ab. Ein
weiteres Mal abgelehnt wurde – ebenfalls nach längeren Diskussionen – die Idee einer
Neuorganisation der Legislaturplanung. Das Parlament debattiert in schöner
Regelmässigkeit seit der 2002 eingeführten Änderung, ob die Diskussionen um die
zahlreichen Änderungsanträge an der Legislaturplanung zielführend seien. Der Antrag,
die Planung wie vor 2002 einfach zur Kenntnis nehmen zu können und eben nicht als
Bundesbeschluss behandeln zu müssen, stiess aber im Parlament erneut auf taube
Ohren. Die Wahrscheinlichkeit ist gross, dass die Diskussion nach den eidgenössischen
Wahlen 2019 erneut losgehen wird. 

Im Nationalrat wurde 2019 die Frage erörtert, wie politisch die Verwaltung sei.
Während eine Motion Bigler (fdp, ZH; Mo. 17.4127), die eine Offenlegung der
Interessenbindungen von Kaderangestellten verlangt, von der grossen Kammer
angenommen wurde, lehnte diese ein Postulat Burgherr (svp, AG; Po. 17.3423) ab, mit
dem hätte untersucht werden sollen, wann und wie die Verwaltung effektiv politischen
Einfluss ausübt. Dauerbrenner im Parlament waren auch 2019 Sparmassnahmen bei den
Personalkosten in der Verwaltung. Diese sollten, wäre es nach dem Nationalrat
gegangen, mit Hilfe von Digitalisierung oder durch einen Ausgabenstopp in den Griff
bekommen werden – der Ständerat verweigerte aber jeweils seinen Segen dazu. 

Im letzten Jahr der 50. Legislatur kam es im Parlament noch zu fünf Mutationen.
Insgesamt wurden in der 50. Legislatur 26 Nationalrats- und zwei Ständeratsmandate
ersetzt; rund ein Drittel der Mutationen war durch die SP-Fraktion zu verantworten. Das
Büro-NR will sich in einem Bericht auf ein Postulat Feri (sp, AG; Po. 18.4252) der
Vereinbarkeit der Parlamentsarbeit mit Familie und Beruf annehmen, einem Thema, das
in den letzten Jahren immer virulenter zu werden scheint, wie verschiedene Vorstösse
zeigen. Nicht einig wurde man sich in den Räten über verschiedene Spesenregelungen.
Die SPK-NR entschloss sich deshalb, mit einer Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 19.431)
wenigstens die Übernachtungsentschädigungen einheitlicher zu organisieren. Diskutiert
wurde im Parlament auch 2019 wieder über Regeln für transparenteres Lobbying. Die
seit Langem schwelende Debatte, die spätestens 2015 mit der sogenannten
«Kasachstan-Affäre» viel Fahrt aufgenommen hatte, wurde allerdings stark abgebremst:
Fast wäre auch der letzte, ziemlich zahnlose Vorstoss in diese Richtung versandet, wenn
nicht der nach den eidgenössischen neu zusammengesetzte Nationalrat den
Nichteintretensentscheid auf einen Vorschlag der SPK-SR sozusagen in letzter Minute
zurückgenommen hätte.

Etwas stärker in den Fokus als auch schon geriet 2019 die Judikative, was sich auch in
der Medienkonjunktur zu diesem Thema zwischen März und September 2019
beobachten lässt. Dies hatte einerseits damit zu tun, dass im Nationalrat über die
Revision des ziemlich umstrittenen Bundesgerichtsgesetzes debattiert wurde –
insbesondere die subsidiäre Verfassungsbeschwerde wird wohl auch 2020 noch zu
reden geben, auch wenn der Ständerat kurz vor Ende Jahr beschloss, nicht auf die
Vorlage einzutreten. Andererseits standen einige Ersatzwahlen an, die jedoch in aller
Regel geräuschlos über die Bühne gehen. Beinahe wäre jedoch eine Ersatzwahl ans
Bundesgericht zur Ausnahme dieser Regel geworden, da die GK entgegen den
Gepflogenheiten nicht die am stärksten untervertretene SVP, sondern die CVP
berücksichtigte, was beinahe zu einer noch nie vorgekommenen Kampfwahl geführt
hätte. Dafür, dass das Gerichtswesen auch in Zukunft im Gespräch bleibt, wird wohl
auch die 2019 zustande gekommene Justizinitiative sorgen, die vorschlägt, oberste
Richterinnen und Richter per Losverfahren zu bestimmen, um eben diese starke, dem
Proporzgedanken geschuldete Verbindung zwischen Judikative und Parteien zu
verhindern. Viel zu schreiben gab zudem die Bundesanwaltschaft. Nach langen und
stark medial begleiteten Diskussionen zu einer Disziplinaruntersuchung um den
amtierenden Bundesanwalts Michael Lauber wurde dieser erst nach einer Verschiebung
der Wahl von der Sommer- in die Herbstsession und äusserst knapp für eine dritte
Amtsperiode bestätigt.

Im Wahljahr 2019 trat die Nutzung der direkten Demokratie ein wenig in den
Hintergrund. An zwei Abstimmungswochenenden wurde lediglich über drei Vorlagen
abgestimmt. Dabei folgte die Mehrheit der Stimmbevölkerung sowohl bei den beiden
Referenden (STAF und Waffenschutzrichtlinie) als auch bei der Zersiedelungsinitiative
der Empfehlung von Parlament und Bundesrat. Die Ablehnung der
Zersiedelungsinitiative bedeutet zudem, dass in der 50. Legislatur kein einziges
Volksbegehren Erfolg hatte. Die wahlbedingte Abstimmungspause wird wohl in den
folgenden Jahren zu einigen Abstimmungswochenenden mit mehreren Vorlagen führen,
sind doch Ende 2019 ganze 16 Volksinitiativen im Unterschriftenstadium und 19
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abstimmungsreif oder beim Bundesrat oder im Parlament in Beratung. Dafür, dass in
Zukunft die direkte Demokratie umfassender genutzt werden könnte, sorgte das
Parlament zudem mit seiner Entscheidung zur Kündigung von Staatsverträgen, die
zukünftig nicht mehr dem Bundesrat, sondern der Legislative und im Falle eines
Referendums der Stimmbevölkerung obliegt. Eines der anstehenden Volksbegehren ist
die Transparenzinitiative, für die die SPK-SR 2019 einen indirekten Gegenentwurf in die
Vernehmlassung gab, mit dem die Offenlegung der Finanzierung von Wahl- und
Abstimmungskampagnen im Gesetz geregelt werden soll und der in der Wintersession
vom Ständerat mit Anpassungen gutgeheissen wurde. 

Einen herben Dämpfer erlitt 2019 die Idee des elektronischen Wählens und
Abstimmens. Nachdem der Kanton Genf bereits Ende 2018 sein E-Voting-System
eingestellt hatte und das System der Post in einem öffentlich ausgeschriebenen
Stresstest den Anforderungen nicht standgehalten hatte, bestanden keine brauchbaren
technischen Angebote mehr für die effektive Durchführung von «Vote électronique».
Daher entschied sich der Bundesrat, sein Ziel, E-Voting als ordentlichen Stimmkanal
einzuführen, vorläufig zu sistieren. Gegenwind erhielt der elektronische Stimmkanal
zudem von einer Anfang 2019 lancierten Volksinitiative für ein E-Voting-Moratorium.
Immerhin entschied sich der Nationalrat für eine Motion Zanetti (svp, ZH; Mo. 19.3294)
mit dem Ziel, die Abstimmungsunterlagen elektronisch zustellen zu können. 3

Bundesrat

Der Bundesrat hatte freilich bereits vor der Debatte im Nationalrat reagiert, indem er
Ende 1990 eine Expertenkommission mit der Überprüfung des Regierungssystems und
der Ausarbeitung von Szenarien und Modellen beauftragt hatte. Dies bewog die
Ständeratskommission, welche die Weiterbehandlung der parlamentarischen Initiative
Rhinow zur Regierungsreform übernommen hatte — die Kommission des Nationalrates
konzentrierte sich auf die Parlamentsreform — die Federführung an den Bundesrat
abzutreten. Die Experten präsentierten dem Bundesrat im Herbst ihren
Zwischenbericht. Im wesentlichen beschreiben sie darin fünf Varianten: 1) Entlastung
des Bundesrates durch die Einsetzung von Departementsdirektoren; 2) Erhöhung der
Zahl der Bundesräte auf 9 oder 11 mit gleichzeitiger Stärkung der Position des
Bundespräsidenten; 3) zweigliedrige Exekutive mit einem kleinen Regierungskollegium
und zusätzlichen Fachministern; 4) parlamentarisches Regierungssystem; 5) präsidiales
Regierungssystem. In einer ersten Stellungnahme beschloss der Bundesrat, dass die
Experten prioritär eine Kombination der Varianten eins und drei sowie die Variante
zwei weiterverfolgen sollen. Ein grundlegender Systemwechsel, wie sie der Wechsel zu
einem parlamentarischen oder einem präsidialen System darstellen würde, scheint ihm
hingegen angesichts der gesellschaftlichen und politischen Traditionen der Schweiz
nicht sinnvoll zu sein. 4

BERICHT
DATUM: 21.12.1991
HANS HIRTER

Die Kommission des Ständerates kam Ende Jahr in ihrem Zwischenbericht zu den
Vorschlägen der Arbeitsgruppe für die Regierungsreform zu einem ähnlichen Schluss
wie der Bundesrat. Zuerst hatte sie zwar auch noch eine eingehende Prüfung des
Konkurrenzsystems angeregt, schliesslich wurde aber von der Kommissionsmehrheit
dasjenige Modell am positivsten eingeschätzt, bei dem jeder Bundesrat durch
zusätzliche Verwaltungsdirektoren oder Staatssekretäre bei der Departementsführung
entlastet würde. Eine Minderheit der Kommission würde allerdings eine Erhöhung der
Zahl der Bundesräte bevorzugen. 5

BERICHT
DATUM: 24.11.1992
HANS HIRTER

In den vom Bundesrat für die Legislatur 2003-2007 gewählten ausserparlamentarischen
Kommissionen und Gremien sind die Romands und die Italienischsprachigen in Bezug
auf ihre Bevölkerungszahl mit Anteilen von 25,9% und 7,4% leicht übervertreten. Der
Anteil der Frauen in den Expertenkommissionen beträgt insgesamt 32% und variiert je
nach zuständigem Departement zwischen 24% im EVD und 42% im EJPD. 6

BERICHT
DATUM: 05.03.2004
HANS HIRTER
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Verschiedene Ereignisse nährten die bereits seit Jahren diskutierte Idee einer
Regierungsreform. In den GPK-Berichten zur UBS- und zur Libyen-Krise sowie zur
politischen Steuerung des Bundesrats wurde harsche Kritik an der Regierung geübt.
Bedeutende Führungsdefizite, unzureichender Informationsaustausch und mangelndes
gegenseitiges Vertrauen seien mit Gründe dafür, dass die Krisensituationen überhaupt
eingetreten seien. Insbesondere Bundesrat Merz hätte viel zu spät informiert und
reagiert. Nicht nur der Eindruck der Führungsschwäche in Krisensituationen, sondern
auch der Konkordanz- und Kollegialitätsverlust, der sich etwa im Streit um die
Departementsverteilung oder in der mangelnden Rücktrittskoordination zwischen Merz
und Leuenberger manifestierte, waren Öl ins Feuer der Diskussion um Reformen der
Exekutive. Zusätzlichen Zunder lieferte auch die von der SVP lancierte Initiative zur
Volkswahl des Bundesrates. 7

BERICHT
DATUM: 03.12.2010
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Wie üblich und gesetzlich vorgeschrieben, unterbreitete der Bundesrat im Frühjahr
dem neugewählten Parlament die Regierungsrichtlinien, den Finanzplan sowie erstmals
den vom Nationalrat 1990 mit einem Postulat geforderten Personalplan für die laufende
Legislaturperiode. Unter dem Leitmotiv "Öffnung nach Aussen – Reformen im Innern"
stellte er vier wichtige Ziele seiner Politik vor: das qualitative Wachstum, eine erhöhte
Innovationsbereitschaft, die Offnung der Schweiz gegenüber dem Ausland sowohl im
politischen als auch im wirtschaftlichen Bereich und die Förderung der Solidarität im
Inneren. Der Bericht betonte aber auch die Schwierigkeiten einer längerfristigen
Planung in einem sich rasch wandelnden Umfeld und unter dem Druck von knappen
Finanzmitteln. 8

BERICHT
DATUM: 21.02.1992
HANS HIRTER

Im Parlament wurde der Bericht im allgemeinen recht positiv aufgenommen. Massive
Kritik kam nur von der Auto-Partei, welche in den Legislaturzielen den Ausdruck eines
immer weiter wuchernden Staatsaktivismus sah, sowie von den Schweizer Demokraten,
die sich mit den europapolitischen Zielen überhaupt nicht anfreunden konnten. Zwei
Motionen der SD/Lega-Fraktion bezüglich des agrarpolitischen Teils der GATT-
Verhandlungen bzw. für eine restriktivere Einwanderungspolitik wurden abgelehnt.
Gegen den Widerstand der Linken stimmte der Nationalrat einer Motion seiner
Kommission zu, welche den Verzicht auf das vom Bundesrat geplante Stabilitätsgesetz
verlangt; der Ständerat korrigierte diesen Entscheid mit der Umwandlung dieser
Richtlinienmotion in ein Postulat. Zu den Bereichen Umwelt, soziale Sicherheit,
Gesundheitsund Finanzpolitik wandelte der Nationalrat eine ganze Serie von
Richtlinienmotionen entweder in Postulate um oder lehnte sie – namentlich wenn sie
von der SD/Lega-Fraktion stammten – ab. In ihrer verpflichtenden Form sowohl vom
National- als auch vom Ständerat gutgeheissen wurde hingegen eine Motion der GPK,
welche verlangt, dass eine Steigerung der Wirksamkeit staatlicher Massnahmen explizit
unter die Legislaturziele aufgenommen wird, sowie eine Motion der
Ständeratskommission über den Schutz der Mutterschaft und der Familie. In der
Wintersession überwies der Nationalrat zudem eine Motion seiner Finanzkommission,
welche vom Bundesrat verlangt, systematisch zu überprüfen, welche
Verwaltungstätigkeiten sich rationalisieren liessen und auf welche ganz verzichtet
werden könnte. 9

BERICHT
DATUM: 31.12.1992
HANS HIRTER

In einem Bericht über die amtliche Informationstätigkeit in Krisenlagen kam die
Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats (GPK) zum Schluss, dass Bundesrat und
Bundesverwaltung die Information in Krisensituationen nicht oder nur mit Mühe
beherrschten. Vor allem bei departementsübergreifenden Problemen seien Personen
und Organisationsstruktur überfordert, und die Früherkennung von Themen mit
informationspolitischer Brisanz funktioniere schlecht. Die GPK hatte die behördliche
Information in drei konkreten Fällen untersuchen lassen: die Reaktion auf ein vom US-
Senator D'Amato veranstaltetes Hearing zu einem Abkommen der Schweiz mit Polen aus
dem Jahre 1949 bezüglich nachrichtenloser jüdischer Guthaben, den Fall des der
Korruption verdächtigten Generalstabsobersten Nyffenegger und die Mutmassungen
über die Übertragbarkeit des sogenannten Rinderwahnsinns auf den Menschen.

Um die Informationstätigkeit zu verbessern, reichte die GPK eine parlamentarische
Initiative für ein Bundesratssprecheramt ein, das gegenüber den
Informationsbeauftragten der Departemente weisungsberechtigt wäre (97.429). Da es

BERICHT
DATUM: 29.05.1997
HANS HIRTER
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namentlich auch die Aufgabe dieser Stelle wäre, Informationsflüsse innerhalb der
Bundesverwaltung zu öffnen, könnte sie zudem als informationspolitisches
Frühwarnsystem für den Bundesrat wirken. Eine weitere Aufgabe würde darin bestehen,
den Bundesrat informationspolitisch zu beraten und in der Öffentlichkeit zu vertreten.
Die GPK anerkennt in ihrem Bericht, dass diese letzte Aufgabe heute in Ansätzen
bereits von Vizebundeskanzler Casanova wahrgenommen wird; sie müsste ihrer
Meinung nach aber klarer umrissen und der Posten mit mehr Kompetenzen ausgestattet
werden. Mit einer Motion (97.3384) verlangte die GPK ausserdem bis Ende 1998 die
gesetzlichen Grundlagen für die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips in der
Bundesverwaltung. 10

Im Juni nahmen die Räte Kenntnis vom Geschäftsbericht des Bundesrates für das Jahr
2012. Die Regierung beschrieb die 2012 realisierten Massnahmen entlang von sechs
Leitlinien: (1) die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Schweiz wurde mit
einem Massnahmenpaket zur Stärkung des Bankensektors gesichert. Zudem soll der
Wohlstand mit der Wachstumspolitik 2012-2015 gefördert und die Agrarpolitik
weiterentwickelt werden. (2) Die aussenpolitischen Schwerpunkte sahen eine
Intensivierung der Zusammenarbeit mit Europa vor. Wichtig war zudem die Stärkung
der Schweiz als Gaststaat für internationale Organisationen. (3) In der Sicherheitspolitik
wurde eine verbesserte Vorsorge für Katastrophen und Notlagen mit einem Fokus auf
kritische Infrastrukturen hergestellt. Ansonsten lag der Schwerpunkt der
Sicherheitspolitik auf der Kampfflugzeugbeschaffung. (4) Die Sozialpolitik konzentrierte
sich auf die umfassende Reform „Altersvorsorge 2020“. (5) In der Energiepolitik wurde
ein Massnahmenpaket für den schrittweisen Umbau der Energieversorgung angegangen.
In der Infrastrukturpolitik stand die Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur im
Vordergrund. (6) Die Kredite im Bereich Bildung, Forschung und Innovation sollen für
2013 bis 2016 ein überdurchschnittliches Wachstum aufweisen um die Spitzenstellung
der Schweiz zu festigen. Auch die Kooperation in internationalen
Forschungsorganisationen soll weiterhin ein Schwerpunkt sein. 11

BERICHT
DATUM: 20.02.2013
MARC BÜHLMANN

Die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte gaben Mitte März in ihrem Bericht
zum Rücktritt des SNB-Präsidenten Hildebrand einige Empfehlungen ab, wie sich der
Bundesrat in Zukunft in ähnlichen Situationen verhalten soll. Nach Ansicht der GPK
hatte der Bundesrat seine Kompetenzen überschritten. Die Kommissionen hielten fest,
dass die Massnahmen, die von der damaligen Bundespräsidentin Calmy-Rey (sp)
ergriffen wurden, einer rechtlichen Grundlage entbehrten. Eine der Empfehlungen der
beiden GPK lautete deshalb, dass auch bei dringlichen Geschäften mit grosser
politischer Tragweite die rechtliche Zuständigkeit abzuklären sei, um das
Legalitätsprinzip – keine staatliche Handlung ohne Rechtsgrundlage – nicht zu
verletzen. Zudem solle der Bundesrat auch in ausserordentlichen Situationen statt Ad-
hoc-Ausschüsse reguläre Ausschüsse nutzen. Zudem wurde die ehemalige SP-
Bundesrätin gerügt, weil sie den Gesamtbundesrat zu spät informiert habe; auch die
Bundeskanzlei hätte früher einbezogen werden müssen. Es sei deshalb ein
Kommunikationssystem zu schaffen, mit dem das gesamte Gremium einfach, schnell
und sicher informiert werden könne. Dieses System soll zudem auch sicherstellen, dass
bundesrätliche Telefonkonferenzen – eine solche hatte Anfang 2012 stattgefunden –
abhörsicher sind. Gemahnt wurde von den beiden GPK zudem die schlechte Qualität
der Bundesratsprotokolle. Diese seien zu knapp abgefasst und teilweise gar fehler- und
lückenhaft gewesen. Nachvollziehbarkeit sei so nicht gegeben und die Arbeit der GPK
werde damit erschwert. Nicht nur vom Bundesrat, sondern auch in der Presse wurde
die Kritik der zuständigen Kommissionen als teilweise zu heftig erachtet: Ein gewisser
Spielraum müsse der Regierung in Krisensituation eingeräumt werden. Sogar Christoph
Blocher nahm das Vorgehen von Micheline Calmy-Rey in Schutz, die in der NZZ eine
Plattform zu ihrer Verteidigung erhielt. 12

BERICHT
DATUM: 15.03.2013
MARC BÜHLMANN

Der Geschäftsbericht des Bundesrates für das Jahr 2013 wurde in der Sommersession
in beiden Räten zur Kenntnis genommen. Die Bundesräte mussten in beiden Kammern
Stellung nehmen zu Fragen, die sich aus der Präsentation der sieben Leitlinien
(attraktiver und wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort; regionale und globale
Positionierung; Gewährleistung der Sicherheit; Festigung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts; nachhaltige Nutzung von Energie und Ressourcen; Topqualität in
Bildung und Forschung; Gleichstellungspolitik) ergaben. Die
Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte (GPK-NR, GPK-SR) fokussierten allerdings
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DATUM: 11.06.2014
MARC BÜHLMANN
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weniger auf einzelne Leitlinien als vielmehr auf die bei allen Themen wichtigen
öffentlichen Beschaffungen. In den Departementen wurden Erhebungen durchgeführt,
mit denen laufende Verträge evaluiert wurden. Mit dem Bundesrat seien einzelne
Problemfälle besprochen und ein verbessertes Controlling diskutiert worden (vgl. dazu
die Motionen 14.3289 und 14.3018). 13

Im Geschäftsbericht des Bundesrates legt die Regierung dar, welche Ziele und
Massnahmen im jeweiligen Berichtsjahr erreicht wurden. Auch bei der Beschreibung
des Jahres 2014 hielt sich das Gremium hinsichtlich der Gliederung der
Berichterstattung an die sieben, für die Legislatur 2011 bis 2015 bestimmten Leitlinien:
Um den Wirtschaftsstandort Schweiz attraktiv und wettbewerbsfähig zu erhalten, sei
2014 die Botschaft für das Finanzmarktinfrastrukturgesetz vorgelegt und die
Vernehmlassung zur Unternehmenssteuerrefom III eröffnet worden. Die Gewährleistung
der Sicherheit als zweite Leitlinie, sei mit den grundlegenden Weichenstellungen für
Armee, Nachrichtendienst und Zivildienst angestrebt worden. Dabei sei auch die
Organisation des internationalen Austauschs von Informationen zur Bekämpfung
internationaler Kriminalität aber auch zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in
der Migration weiterentwickelt worden. Mit dem OSZE-Vorsitz habe sich die Schweiz
international positionieren können. Die Orientierung an dieser dritten Leitlinie sei 2014
allerdings durch eine sich aufgrund der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative
schwieriger gestaltende Europapolitik nicht einfach gewesen. Für die Festigung des
gesellschaftlichen Zusammenhangs habe 2014 die Reform der Altersvorsorge im
Zentrum gestanden, zu der eine Botschaft verabschiedet worden sei. Zudem fokussiere
der Bundesrat hier auch auf eine Änderung des ZGB zwecks Änderung des
Adoptivrechtes sowie auf eine verbesserte Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und
Angehörigenpflege. Als fünfte Leitlinie gilt der Regierung eine nachhaltige Nutzung von
Energie und Ressourcen. Hier wurde 2014 eine Botschaft zu einer Revision des
Umweltschutzgesetzes erarbeitet. Mit der Freigabe der Mittel für den
Agglomerationsverkehr und der angestrebten zweiten Revision des
Raumplanungsgesetzes sei 2014 auch eine grenzüberschreitende Raumplanung
angestrebt worden. Damit schliesslich die Topqualität in Bildung und Forschung auch
weiterhin Bestand haben könne, habe der Bundesrat 2014 auf ein Massnahmenpaket
zur Stärkung und Internationalisierung der Berufsbildung fokussiert. Die Räte nahmen
den Bericht in der Sommersession zur Kenntnis. Im Nationalrat waren zur Beratung des
Berichts mehrere Blöcke und insgesamt drei unterschiedliche Sitzungen reserviert
worden, wobei die verantwortlichen Regierungsmitglieder jeweils Position zu
Rückfragen nahmen, die einzelnen Ratsmitgliedern und Fraktionen auch dazu dienten,
auf ihre Kernthemen aufmerksam zu machen. Im Ständerat war die Beratung des
Berichts wesentlich kürzer. Die Voten der jeweiligen Kommissionssprecher wurden am
Schluss lediglich von Simonetta Sommaruga kurz kommentiert. 14

BERICHT
DATUM: 18.02.2015
MARC BÜHLMANN

Ende 2018 lag der Bericht zur Erfüllung des Postulats Caroni (fdp, AR), übernommen von
Beat Walti (fdp, ZH), zur Einführung einer Regulierungsbremse vor. Der Bericht zeigte
verschiedene Methoden auf, mit denen das Regulierungswachstum gebremst werden
könnte. Unterschieden werden Budgetregeln, die mit Kostenbudgets für neue
Regulierungen arbeiten (z.B. Budgetziele, «One in, one out»-Regel), Regeln im
Gesetzgebungsprozess, die mit institutionellen Hürden Regulierungen einschränken
sollen (z.B. qualifizierte Mehrheiten oder Sunset-Klauseln), sowie
Transparenzinstrumente, mit denen evaluiert wird, was bei bestehenden Regulierungen
verbessert werden könnte (z.B. ex-ante Folgen und Kostenabschätzungen oder ex-post
Evaluationen). Eine Bedingung für die Einführung einer Methode sei die Quantifizierung
und die systematische Erfassung von Kosten und Nutzen von Regulierungen, was – so
der Bericht warnend – nicht nur methodisch schwierig, sondern auch aufwändig sei.
Jedes Modell habe seine Vor- und Nachteile, aber je strikter und mechanischer es
umgesetzt werde, desto schwerer abschätzbar seien Nebenwirkungen, mit der die
Effizienz neuer Regulierungen etwa aufgrund von Ausweichreaktionen (z.B. könnten
kostenintensive Regulierungen als Verordnung statt als Gesetz umgesetzt werden)
eingeschränkt werde. Der Bericht kam zum Schluss, dass die Einführung von
Regulierungsbremsen tiefgreifende Folgen für den Gesetzgebungsprozess und gar für
das staatspolitische Gefüge der Schweiz haben könnte. Zudem sei die Effizienz solcher
Instrumente immer auch abhängig von der Disziplin von Parlament und Bundesrat
selber, weil wirksame Durchsetzungsmechanismen kaum vorstellbar seien. 
In seinem Fazit betonte der Bundesrat, dass Regulierungen zwar immer Kosten
verursachten (z.B. für einzelne Unternehmen), aber eben auch Nutzen brächten (z.B. für
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die Gesamtbevölkerung). Ein starrer Kostenfokus sei nicht zweckmässig. Allerdings
erachte er eine bessere Transparenz durch systematischere Evaluationen als sinnvoll. 15

2013 hatte die GPK-NR in einem Bericht über die Wahl des obersten Kaders der
Bundesverwaltung sechs Empfehlungen abgegeben, für deren fünf sie im Jahr 2016
eine Nachkontrolle beschloss. Einzig die Empfehlung, sich mit Ernennungen
zurückzuhalten, hatte der Bundesrat bis zur Inspektion der GPK zu deren Zufriedenheit
umgesetzt. Die PVK, die mit der Nachkontrolle betraut worden war, legte Ende 2018
eine Kurzevaluation zu 123 Wahlgeschäften des Bundesrats zwischen 2015 und 2017 vor.
Sie kam zum Schluss, dass die Wahlverfahren deutlich überarbeitet worden waren.
Positiv hob sie dabei die Personensicherheitsprüfungen und die Schaffung von
Findungskommissionen hervor. Allerdings gebe es nach wie vor Schwächen bei der
Besetzung der Topkader durch den Bundesrat. Kritisiert wurde, dass die von den
Departementen an den Bundesrat gestellten Anträge keine Gründe für die Auswahl von
Kandidierenden und keine Vergleiche zwischen den Bewerberinnen und Bewerbern
enthielten, obwohl die GPK dies empfohlen hatte. Als ursächlich machte die PVK die
diesbezüglich ungenauen Weisungen des Bundesrates und der Bundeskanzlei aus.
Zudem seien die enthaltenen Informationen oft unzureichend. So hätten in der Hälfte
der untersuchten Fälle die Interessenbindungen der Kandidierenden gefehlt. In ihrer
Medienmitteilung gab die GPK bekannt, dass sie dies als problematisch erachte. Sie
ersuchte den Bundesrat, diese Informationen systematisch einzufordern. 16

BERICHT
DATUM: 02.04.2019
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Seit 1996 arbeiten einige Ämter der Bundesverwaltung gemäss dem Konzept „Führen
mit Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG)“. Im Berichtsjahr legte der Bundesrat
dem Parlament einen Evaluationsbericht dazu zur Kenntnisnahme vor. Er stellte darin
fest, dass sich dieses Prinzip bewährt habe und schrittweise auf weitere Bundesstellen
ausgedehnt werden soll. 17

BERICHT
DATUM: 19.12.2001
HANS HIRTER

Auf Antrag ihrer GPK nahmen beide Parlamentskammern den im Vorjahr
veröffentlichten Evaluationsbericht des Bundesrates über das Konzept „Führen mit
Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG)“ zur Kenntnis. Zudem überwiesen sie eine
Motion der beiden GPK, welche den Bundesrat auffordert, Gesetzesänderungen
vorzuschlagen (namentlich beim Finanzhaushaltgesetz und beim Regierungs- und
Organisationsgesetz), welche dem Parlament erlauben, auch bei diesem
Führungskonzept seine Steuerungs- und Kontrollfunktion wahrzunehmen (02.3381). 18

BERICHT
DATUM: 24.09.2002
HANS HIRTER

Die GPK-SR veröffentlichte einen Bericht über den Beizug von externen Experten und
Beratern durch die Bundesverwaltung. Sie machte darin Angaben zu deren Anzahl und
Kosten sowie über die Modalitäten der Ausschreibung dieser Mandate. In seiner
Antwort kritisierte der Bundesrat, dass die Zahlen massiv zu hoch und irreführend
seien, da dabei nicht nur externe Berater der Regierung erfasst worden seien, sondern
auch Firmen, welche im Auftrag des Bundes Aufgaben zum Beispiel im Bereich der
Informatik oder der Entwicklungszusammenarbeit erledigen. 19

BERICHT
DATUM: 13.03.2007
HANS HIRTER

Die Räte nahmen vom Bericht zur Führung mit Leistungsauftrag und Globalbudget
(Flag) Kenntnis. In beiden Kammern wurde der Bericht sehr wohlwollend aufgenommen.
Im Nationalrat wurde allerdings auch angemahnt, bei der Weiterentwicklung darauf zu
achten, dass die Einflussmöglichkeiten des Parlaments bestehen bleiben. 20

BERICHT
DATUM: 16.09.2010
MARC BÜHLMANN

Das seit 1999 laufende Programm zum systematischen Ressourcen- und
Umweltmanagement in der Bundesverwaltung (RUMBA) schien Wirkung zu entfalten.
Darauf wies der im Berichtjahr unterbreitete Umweltbericht 2011 der Bundesverwaltung
hin. Seit 2006 sei Dank vermindertem Papier- und Stromverbrauch und einer Abnahme
von Dienstreisen die Umweltbelastung pro Mitarbeiter um rund 7% zurückgegangen.
Damit sei man auf gutem Weg, das gesetzte Reduktionsziel (minus 10% von 2006 bis
2016) zu erreichen. 21

BERICHT
DATUM: 16.09.2011
MARC BÜHLMANN
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Das Öffentlichkeitsgesetz, das seit dem 1.7.2006 in Kraft ist, erlaubt es Bürgerinnen
und Bürgern, Dokumente der Bundesverwaltung einzusehen. Eine vom Eidgenössischen
Datenschutz- und Öffentlichkeitsberater (Edöb) erstellte Übersicht zeigte eine
markante Steigerung der Anfragen im Jahr 2011 gegenüber den Vorjahren. Die 466
Anfragen, die hauptsächlich das UVEK betrafen, entsprachen zwar gegenüber den 239
Fällen im Vorjahr tatsächlich einer Zunahme, im Vergleich zu andern Ländern – in
Grossbritannien werden jährlich mehr als 40'000 Anfragen gestellt – hat die Schweiz
aber noch Aufholbedarf. Der Bericht zeigt weiter auf, dass rund ein Drittel der Gesuche
abgelehnt wurde. 22

BERICHT
DATUM: 18.07.2012
MARC BÜHLMANN

Auf der Basis eines von der FK-SR beim Eidgenössischen Personalamt angeforderten
und Mitte November veröffentlichten Berichts zur Entwicklung der Personalbestände
liess sich erstmals aufzeigen, wo in der Verwaltung Stellen geschaffen wurden. Eine
grosse Zunahme an Stellen zwischen 2007 und 2012 weist das EDA auf (+ 797 Stellen).
Darunter befanden sich insbesondere Posten im Aussendienst, aber auch aufgrund von
Schengen/Dublin oder der Einführung der biometrischen Pässe geschaffene
Arbeitsplätze. 214 neue Stellen wurden in den rund fünf untersuchten Jahren im
Bundesamt für Informatik und Telekommunikation geschaffen und 135 Posten erhielt
das Bundesamt für Migration. Der Bericht zeigte auf, dass neue Politikfelder häufig auch
mit neuen Stellen einhergehen. So schlug etwa die Energiestrategie 2050 mit 31 neuen
Stellen zu Buche und die Revision des Luftfahrtgesetzes zog 46 Stellen nach sich.
Zunahmen verzeichneten insbesondere die Bereiche Verkehr (+19,8%), Gesundheit
(+17,5%), Umweltschutz und Raumordnung (+17%) sowie die soziale Wohlfahrt (+15%),
während in den Bereichen Kultur und Freizeit (-24,3%), Wirtschaft (-23,3%),
Landesverteidigung (-5,2%) und öffentliche Sicherheit (-0,4%) zwischen 2007 und 2012
Stellen abgebaut wurden. Eine Motion Brunner (svp, SG) (Mo. 11.3251), die eine
Stellenreduktion in der gesamten Bundesverwaltung gefordert hatte, um die Effizienz zu
steigern und Kosten zu sparen, wurde im Berichtjahr abgeschrieben; eine Motion Vitali
(fdp, LU) (Mo. 12.4066), welche die Einführung eines Personalplanes fordert, wurde
hingegen noch nicht behandelt. 23

BERICHT
DATUM: 11.11.2013
MARC BÜHLMANN

In der Frühlingsession nahmen die beiden Kammern vom Jahresbericht der GPK und
der GPDel Kenntnis, mit dem die Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) sowie die
Geschäftsprüfungsdelegationen (GPDel) des Nationalrats und des Ständerats
Rechenschaft über ihre Tätigkeiten im Jahr 2014 ablegen. Die GPK haben die Aufgabe,
die Oberaufsicht über Bundesrat, Bundesverwaltung, Bundeskanzlei, Gerichte und
Bundesanwaltschaft auszuüben. Überprüft werden soll dabei Rechtmässigkeit,
Zweckmässigkeit und Wirksamkeit von Verwaltungshandeln. Mit zahlreichen
Subkommissionen werden verschiedene Bereiche evaluiert, Empfehlungen abgegeben
und die Umsetzungen dieser Empfehlungen nachkontrolliert. Die wichtigste mit
Vorstössen verbundene Untersuchung der GPK im 2014 betraf das Beschaffungswesen
(inkl. der Untersuchung des Informatikprojektes Insieme), wobei in diesem
Zusammenhang auch die Protokollführung im Bundesrat gerügt wurde. In beiden
Kammern kurz diskutiert wurde zudem die Personalplanung, inklusive dem Beizug
externer Mitarbeiter. Ins Visier geriet dabei das Bundesamt für Energie, das zahlreiche
Aufträge unter der Hand vergeben haben soll. 24

BERICHT
DATUM: 11.03.2015
MARC BÜHLMANN

In seinem Bericht zur Erfüllung des Postulats machte der Bundesrat darauf aufmerksam,
dass Open Source Software, also im Gegensatz zu lizenzierter Software gratis
zugängliche Produkte, in der Verwaltung nur sehr selten erstellt werde.
Eigenentwicklungen würden nur bewilligt, wenn für eine Anwendung keine Software auf
dem Markt beschafft werden könne. Zudem sei eigens für den Bund entwickelte
Software in ihrem Anwendungsbereich sehr spezifisch und für Private in der Regel wohl
nur begrenzt nutzbar. 
Eine Umfrage innerhalb der Verwaltung habe gezeigt, dass kaum Bedarf oder
Möglichkeit für Weitergabe von Software an Dritte bestehe. Konkrete Vorstellungen
hierzu hätten lediglich das Bundesamt für Landestopographie und das Bundesamt für
Meteorologie angemeldet. Zudem könne sich das Bundesgericht vorstellen, die
teilweise selber entwickelte Software „OpenJustitia“ an kantonale Gerichte
weiterzugeben. 
Zu regeln wäre zudem – so der Bericht weiter – ob die unentgeltliche Weitergabe von
Software eine wirtschaftliche Tätigkeit sei. In diesem Falle müsste deren Erstellung im
öffentlichen Interesse liegen. Sei dies nicht der Fall, so könnte es sich bei der

BERICHT
DATUM: 22.03.2017
MARC BÜHLMANN
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Weitergabe um eine Wettbewerbsverzerrung handeln, was gesetzlich geregelt werden
müsste. Hier seien noch rechtliche Abklärungen nötig, die vom EFD und vom EJPD
vorgenommen werden würden. 25

Mit ihrem Postulat hatte Edith Graf-Litscher (sp, TG) den Bundesrat aufgefordert
aufzuzeigen, wo in dessen Open Source Strategie noch Handlungsbedarf bestehe. Der
Bundesrat erörterte in seinem entsprechenden Bericht, dass die Gleichbehandlung von
Open Source Software (OSS) mit Closed Source Software (CSS) – also lizenzierter
Softwareprodukte – in der Bundesverwaltung mittlerweile selbstverständlich sei.
Grundsätzlich würden bei Neubeschaffungen beide Arten von Produkten evaluiert.
Beachtet werden müssten aber bei neuer Software nicht nur deren Anschaffungspreis,
der in der Regel für OSS spreche, sondern auch die Kosten für Wartung und
Erneuerung. 
Eine Liste von OSS-Anwendungen werde nicht geführt, OSS werde aber vor allem im
Serverumfeld und als Ergänzung zu Standardsoftware auf den Arbeitsplatzsystemen
eingesetzt. Diverse Anwendungen würden auf der Plattform „Open eGov“ aufgeführt. 
Der Bundesrat sehe momentan keinen Bedarf an einer separaten Open Source
Strategie, weil auch die Bedürfnisse der einzelnen Verwaltungsbereiche sehr
unterschiedlich seien. Eine Strategie könnte hier nur sehr oberflächlich sein. Es
bestehe auch keine Notwendigkeit, OSS speziell zu fördern. Die bestehende,
mittlerweile aber nicht mehr zeitgemässe Teilstrategie OSS könne vom
Informatiksteuerungsorgan des Bundes (ISB) ausser Kraft gesetzt werden. Zudem – so
der Bericht mit Verweis auf den Bericht zur Erfüllung des Postulats Glättli (gp, ZH) –
werde abgeklärt, welche gesetzlichen Grundlagen erstellt werden müssen, damit OSS
durch die Bundesverwaltung unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden könne. 26

BERICHT
DATUM: 22.03.2017
MARC BÜHLMANN

Ende Oktober 2017 legte der Bundesrat den Bericht zur Erfüllung des Postulats
Evaluation von Grossprojekten vor. Aufgrund einer ausführlichen Analyse von IT-
Grossprojekten durch das Institut für Wirtschaftsinformatik der Universität St. Gallen
war ein Prüfraster entstanden, mit dem sich die Managementkomponenten und die
Kontextfaktoren eines Projektes auf ihre Eignung untersuchen lassen. Dieses Prüfraster
soll laut Bericht, in Zukunft die instrumentelle Basis für Assessments von IT-
Grossprojekten darstellen. Diese Assessments sollen von unabhängigen
Projektspezialistinnen und -spezialisten durchgeführt werden, die entsprechende
Empfehlungen abgeben sollen. Damit soll in Zukunft verhindert werden, was die
Universität St. Gallen in ihrer Analyse moniert hatte, dass nämlich einige Grossprojekte
freigegeben worden seien, obschon wichtige Voraussetzungen hinsichtlich Management
oder Kontext nicht gegeben gewesen seien. Das neue Raster und die vorgängige Prüfung
soll bei Projekten mit einem Gesamtaufwand von mehr als CHF 5 Mio. obligatorisch
sein. 
Die 17 bisher auf dieser Basis durchgeführten Assessments hätten sich als zwar
aufwändig – im Bericht war ein Zeitaufwand von 10 bis 20 Personentagen vermerkt –,
aber auch als nützlich und zielführend erwiesen. Sie würden auch nicht als zusätzliche
Kontrolle, sondern als strukturierter „Gesundheitscheck“ wahrgenommen. 27

BERICHT
DATUM: 25.10.2017
MARC BÜHLMANN

Hermes 5 ist eine Projektführungsmethode, die seit 2013 in der gesamten Verwaltung
des Bundes Anwendung findet. Mittels Postulat war der Bundesrat aufgefordert
worden, eine Evaluation von Hermes 5 durchzuführen. Der Bericht zu dieser Evaluation
wurde Ende Oktober 2017 vorgelegt. Der Bundesrat machte darin klar, dass Hermes
lediglich eine Methode sei, die Projektabläufe kläre, nicht aber für einen Projekterfolg
sorgen könne. Jedes Projekt sei einmalig und benötige spezifische Fähigkeiten der
Projektleitenden. Die Methode für eine Projektabwicklung zu evaluieren sei deshalb
schwierig, weil Projekterfolge oder -misserfolge nur schwer dieser Methodik
zuzuordnen seien. Freilich zeigten die Assessments einzelner Grossprojekte, dass
Hermes konsequent angewendet werde. Die Methode werde aufgrund von
Rückmeldungen auch kontinuierlich angepasst und ergänzt. Eine Evaluation von Hermes
erachte der Bundesrat deshalb als nicht zielführend. Die Ressourcen seien vielmehr in
die Projektassessments zu investieren. 28
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Jeweils zu Beginn eines Jahres – und rechtzeitig auf die Frühjahrssession – legen die
GPK und die GPDel ihren gemeinsamen Jahresbericht vor, in welchem jeweils die
wichtigsten Kontrollen, deren Ergebnisse und daraus abgeleitete Empfehlungen
veröffentlicht werden. Im Berichtsjahr trafen sich die Mitglieder der GPK 85 Mal und
diejenigen der GPDel 12 Mal zu Sitzungen, um ihren Auftrag der Oberaufsicht über
Regierung und Verwaltung wahrzunehmen und zu überprüfen, ob die Bundesbehörden
im Sinne von Verfassung und Gesetz handelten. 
Im Jahresbericht 2017 wurden vor allem jene Untersuchungen beschrieben, zu denen
bisher nur wenig oder keine öffentlichen Informationen vorlagen. Gegenstand des
Berichts waren unter anderem das elektronische Gerichtsdossier, das
Informationssystem Verkehrszulassung (IVZ) des ASTRA oder eine Nachkontrolle des
Behördenverhaltens im Zusammenhang mit dem Rücktritt des ehemaligen
Nationalbankpräsidenten Philipp Hildebrand. Die Einführung eines elektronischen
Gerichtsdossiers gilt als eine der grossen Herausforderungen der kommenden Jahre
und soll eng von der GPK begleitet werden. Auch das Informatikprojekt IVZ gilt als
Schlüsselprojekt und wird deshalb laufend überprüft. Die GPK zeigte sich mit den
Entwicklungen insgesamt zufrieden. Ebenfalls als zufriedenstellend wurde bewertet,
dass der Bundesrat die im Nachgang des Rücktritts von Philipp Hildebrand aufgestellten
Empfehlungen weitestgehend umgesetzt habe. Weiter waren im Bericht erstmals auch
die laufenden Inspektionen aufgeführt, so etwa eine Untersuchung zu den
Bevölkerungsszenarien, zur Öffentlichkeitsarbeit des Bundes oder zu DNA-Analysen in
Strafverfahren. Themen, die 2017 besonders im Fokus standen – die intensiv
untersuchte Problematik bezüglich der Bürgschaften des Bundes für die
Hochseeschifffahrt, die Sistierung von BODLUV oder die Evaluationen der
parlamentarischen Verwaltungskontrolle – wurden im Bericht bewusst nur am Rande
erwähnt. Die Räte nahmen am 6. (Ständerat) bzw. am 7. März (Nationalrat) Kenntnis vom
Bericht. 29

BERICHT
DATUM: 30.01.2018
MARC BÜHLMANN

Rund zwei Jahre nach Annahme des Postulats von Olivier Français (fdp, VD) zur Vergabe
von Ingenieurleistungen legte der Bundesrat seinen Bericht vor. Die Lösung der
Problematik sei im Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) zu
suchen, das sich in Revision befinde. Der Bundesrat habe beschlossen, die Eigenheiten
bei der Vergabe von intellektuellen Dienstleistungen in der Überarbeitung des BöB zu
berücksichtigen. Dort würden entsprechende Instrumente geschaffen, mit denen ein
sinnvoller und nachhaltiger Mitteleinsatz gewährleistet werde. Wichtig sei allerdings
dann die Praxis, also die Anwendung des Beschaffungsrechts, auf die der Bundesrat ein
Auge haben werde. 30

BERICHT
DATUM: 31.10.2018
MARC BÜHLMANN

Anfang Mai lag der Bericht zum Postulat Weibel (glp, ZH) vor, das vom Bundesrat eine
Einschätzung des Risikos bei IT-Beschaffungen verlangt hatte. Die zentrale Frage nach
der Höhe der Mehr- oder Minderkosten bei IT-Beschaffungen der Bundesverwaltung
aufgrund einer Abhängigkeit von IT-Anbietern konnte der Bundesrat allerdings nicht
beantworten. Ein Preisvergleich zwischen den marktmächtigen, vom Bund gewählten
Leistungserbringenden und den übrigen Anbietern sei aufgrund mangelnden
Wettbewerbs nicht möglich. Als Hilfsgrösse könne die Beschaffungsstatistik
herangezogen werde, die zeige, dass 2017 rund 10 Prozent aller Beschaffungen des
Bundes auf IT- und Telekommunikationsmittel entfielen. Die umsatzstärksten Firmen,
mit denen der Bund Verträge abgeschlossen habe, seien Acceleris, Atos, Business IT,
Elca, Global IT, Hewlett-Packard, Microsoft, Oracle, RUAG, SAP, SoftwareONE, SPIE ICS
und Swisscom, wobei Umsatzstärke nicht zwingend Abhängigkeit impliziere. Allerdings
seien der Bund wie auch Privatunternehmen in einzelnen Bereichen sehr wohl von IT-
Unternehmen mit Monopolstellung abhängig. Diese Abhängigkeit könne nicht beziffert
werden. Es sei aber zu berücksichtigen, dass die Zusammenarbeit mit marktmächtigen
Unternehmen durchaus auch Vorteile haben könne, etwa wenn ein Produkt bereits
praxiserprobt sei und aufgrund seiner Verbreitung über die gesamte Lebensdauer
günstiger sei als eine individuell entwickelte Lösung. Der Bericht schliesst mit
Handlungsempfehlungen: Bevor eine Beschaffung getätigt werde, müsse eruiert
werden, ob eine Ausschreibung nötig sei oder ob der Bedarf bundesintern abgedeckt
werden könne. Dies verlange eine bundesweite, transparente Übersicht aller
Beschaffungen sowie IT-Expertise beim Bund selber. Um das Klumpenrisiko zu senken,
sei es zudem ratsam, mehrere Anbieter zu engagieren (z.B. für Wartung, Support,
Erstellung von Hardware und Software). 31

BERICHT
DATUM: 01.05.2019
MARC BÜHLMANN
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Im Oktober 2019 legte die Bundeskanzlei den vom Postulat Müller (cvp, LU) verlangten
Bericht zu den Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit und Beratung vor, den sie
zusammen mit der EFV erstellt hatte. Im Bericht wurden die verschiedenen
Kostenstellen für die beiden Bereiche aufgelistet. Bei der Öffentlichkeitsarbeit fielen
amtseigene Personal- und Sachkosten an, aber auch Dienstleistungen Dritter, wie etwa
der SDA, Übersetzungskosten sowie Unterhalt und Betrieb des Medienzentrums.
Zusätzlich werden Kosten für Präventions- und Informationskampagnen eingerechnet,
aber nicht die Kosten amtlicher Veröffentlichungen oder gesetzlich vorgeschriebener
Publikationen. Der Beratungsaufwand wiederum berechne sich aus Auslagen für
Gutachten, also für den Einkauf «kurzfristig benötigte[n] Wissen[s]», aus Kosten für
Auftragsforschung sowie Entschädigungen und Spesen für Mitglieder
ausserparlamentarischer Kommissionen. 
Der Bericht machte deutlich, dass die Regierung einen verfassungsmässigen
Informationsauftrag habe. Die Öffentlichkeitsarbeit sei also kein Selbstzweck. Die
Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit bewegten sich zwischen 2009 und 2018 um CHF 80
Mio. pro Jahr, mit einem Mindestbetrag von CHF 78.6 Mio. (2017) und einem
Höchstbetrag von CHF 84.3 Mio. (2018). Aufgeteilt nach Departementen zeigte sich,
dass das EDI (2018: CHF 16.8 Mio) und das VBS (2018: CHF 15.2 Mio.) am meisten und das
EJPD (2018: CHF 5.0 Mio) und das EDA (2018: CHF 7.0 Mio.) am wenigsten für
Öffentlichkeitsarbeit ausgaben. Die leichte Zunahme sei vor allem auf eine Zunahme
der Personalkosten (Wachstum der Vollzeitstellen) zurückzuführen, während die
Sachkosten eher gesunken seien.
Beim Beratungsaufwand zeigte sich im Untersuchungszeitraum – entgegen der
Erwartung des Postulanten – ein recht starker Rückgang der Ausgaben. Zahlte der Bund
2009 noch CHF 251.6 Mio. für Beratung und Auftragsforschung, lag dieser Betrag 2018
bei CHF 181.5 Mio. Am meisten, nämlich im Schnitt mehr als die Hälfte der
Gesamtkosten gab das UVEK für externe Beratung aus (2018: CHF 93.4 Mio.), gefolgt vom
EDI (2018: CHF 31.8 Mio.). Am sparsamsten sei auch hier das EDA (2018: CHF 4.4. Mio.).
Der Bericht wies allerdings steigende Kosten für externe Dienstleistungen aus (2009:
CHF 350 Mio; 2018: CHF 450 Mio.). Im Gegensatz zur externen Beratung gehe es hier
nicht um den Einkauf von Wissen, sondern es handle sich um Vor- und Hilfsleistungen.
Der Zuwachs erkläre sich durch Umkontierungen, so der Bericht.
In seinen Schlussfolgerungen sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf. Der Aufwand
für Öffentlichkeitsarbeit sei in den letzten 10 Jahren trotz höheren Anforderungen an
die Information und einer Zunahme an Informationskanälen stabil und der
Beratungsaufwand sei deutlich gesunken. Dies könne durchaus als Zeichen für das
Kostenbewusstsein in der Verwaltung gedeutet werden. 32

BERICHT
DATUM: 23.10.2019
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Nach Ansicht des Nationalrats vermag die Ausgestaltung der 1983 eingeführten
Stellenplafonierung, welche den seit 1974 geltenden Stellenstop in der
Bundesverwaltung ersetzt hatte, nicht mehr zu befriedigen. Eine vom Nationalrat
überwiesener Bericht der GPK und der Finanzkommission verlangt deshalb
insbesondere ein verbessertes System des Personalmanagements, welches für das
Parlament präzisere Informationen zur Beurteilung von Personalbegehren liefert. 33

BERICHT
DATUM: 21.03.1991
HANS HIRTER

Die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats befasste sich mit der Vertretung
der Sprachgruppen in der allgemeinen Bundesverwaltung (d.h. ohne PTT, SBB und
Regiebetriebe). Sie kam dabei zum Schluss, dass sich trotz der 1983 vom Bundesrat
erlassenen entsprechenden Weisungen die Anteile der Sprachminderheiten nicht
erhöht haben. Zwar nahm zwischen 1982 und 1990 der Anteil der Französischsprachigen
leicht von 15,1% auf 15,7% zu, der Anteil der Italienischsprachigen bildete sich jedoch
von 5,0% auf 4,8% zurück und der Anteil der Romanischsprachigen blieb bei 0,6%. 1980
hatten die Anteile dieser Sprachgruppen an der schweizerischen bzw. der gesamten
Bevölkerung 20,1%/4,0%/0,9 % bzw. 18,4%19,8%/0,8% betragen. Als Massnahmen zur
Veränderung dieses Zustandes empfahl die GPK dem Bundesrat namentlich die
Ernennung von nichtdeutschsprachigen Personalchefs und einen Ausbau der
Übersetzungsdienste, um zu gewährleisten, dass alle Beschäftigten Texte in ihrer
Muttersprache verfassen können. 34

BERICHT
DATUM: 10.04.1992
HANS HIRTER
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Die im Vorjahr auf Verlangen der CVP-Fraktion eingesetzte parlamentarische
Untersuchungskommission (PUK) zur Abklärung von Organisations- und
Führungsproblemen bei der Pensionskasse des Bundespersonals legte im Oktober
ihren ausführlichen Bericht vor. Sie hielt darin fest, dass nicht technische Probleme mit
dem EDV-System, sondern erhebliche Organisations- und Führungsdefizite die
Hauptursachen für die Missstände darstellten. Diese Defizite waren nach Ansicht der
PUK nicht bloss auf der Ebene der Pensionskasse angesiedelt, sondern auch bei der
Führung des Finanzdepartementes. Der Hauptverantwortliche für das Debakel ist für
die PUK eindeutig der im Herbst 1995 zurückgetretene sozialdemokratische Bundesrat
Stich. Vorgeworfen wurde ihm nicht nur eine verfehlte Personalpolitik bei der
Besetzung von Führungsstellen, sondern auch, es versäumt zu haben, rechtzeitig eine
Analyse und Reorganisation der Kasse in die Wege zu leiten, und auf Vorhaltungen aus
dem Parlament nicht oder abwiegelnd reagiert zu haben. Aber auch der
Gesamtbundesrat wurde von der Kritik nicht ausgenommen: aus Rücksicht auf den Chef
des EFD habe er seine Rolle als Oberaufsichtsgremium erst spät und auch dann bloss
zögerlich wahrgenommen.

Die SP-Spitze reagierte heftig auf die Anschuldigungen gegen ihren alt Bundesrat und
liess am Bericht und seinen Verfassern (darunter auch die SP-Abgeordneten Leemann,
ZH und Plattner, BS) kein gutes Haar. Parteipräsident Bodenmann warf dem Bericht vor,
dass er nichts Neues an den Tag gebracht habe und nur eine politische Racheaktion an
Stich darstelle.

Die beiden Parlamentskammern nahmen vom Bericht nach ausführlicher Diskussion
Kenntnis. Kritik kam wie bereits nach der Veröffentlichung von den Sozialdemokraten,
welche die harte Wortwahl gegenüber Stich und die mangelnde Anerkennung seiner
Leistungen in anderen Bereichen bemängelten. Immerhin waren auch sie
einverstanden, dass das Parlament den Bericht zur Kenntnis nimmt. Die PUK hatte
zusätzlich zum Bericht fünf Postulate, drei Motionen und fünf parlamentarische
Initiativen formuliert, in welche sie 43 Empfehlungen verpackte. Diese verlangen
Änderungen einerseits bei der Struktur der Kasse und andererseits bei der Aufsicht
über die Kasse und sollen zudem eine Verbesserung der parlamentarischen Kontrolle
über die Bundesverwaltung insgesamt bringen. Diese Vorschläge fanden im Nationalrat
Zustimmung. Der Ständerat überwies sie ebenfalls; die Motion, welche die Einrichtung
einer Ombudsstelle für Fragen und Klagen der Versicherten forderte, allerdings nur in
Postulatsform. (Zur Vorbotschaft für das neue Bundespersonalgesetz siehe hier.) 35

BERICHT
DATUM: 10.12.1996
HANS HIRTER

In einem Bericht zuhanden des Parlaments äusserten sich die
Geschäftsprüfungskommissionen beider Kammern kritisch zur Personalpolitik des
Bundes. Beanstandet wurde dabei namentlich das Fehlen eines klaren Leitbildes und
einer einheitlichen Management- und Führungskultur. Dafür könne jedoch nicht das
Beamtengesetz aus dem Jahr 1927 verantwortlich gemacht werden, sondern dessen
praktische Anwendung. Erschwerend für eine moderne Personalpolitik sei
insbesondere auch das Fehlen eines EDV-gestützten Personal- und
Kostenbewirtschaftungssystems, die mangelhafte Nachwuchsförderung und das zu
wenig flexible Lohnsystem. Als dringende Massnahmen formulierten die GPK insgesamt
fünfzehn Empfehlungen. Diese regen insbesondere eine Stärkung der Kompetenzen des
Personalamtes, die Einführung eines effizienten Controllings und – im Rahmen der
Revision des Beamtengesetzes – die Delegation der Kompetenzen beim Entscheid über
die Ausgestaltung des Besoldungssystems vom Parlament an den Bundesrat an. 36

BERICHT
DATUM: 27.10.1998
HANS HIRTER

Die Situation der Pensionskasse war nach wie vor unbefriedigend. Die Eidgenössische
Finanzkontrolle empfahl, deren Rechnung auch in diesem Jahr nicht abzunehmen. Das
Parlament folgte diesem Ratschlag, wobei namentlich Vertreter der SVP und der LP
massive Kritik an der Führung der Kasse und dem schleppenden Vollzug der
Verbesserungsmassnahmen übten. Die GPK-SR orientierte in einem Bericht über die
Umsetzung der Empfehlungen der PUK-Pensionskasse von 1996 zur Behebung der
Mängel dieser Institution. Anlässlich der Behandlung des Berichts im Ständerat
beurteilte Bundesrat Villiger die Situation der Kasse nach wie vor als prekär. Er gab in
diesem Zusammenhang auch bekannt, dass er die von bürgerlichen Politikern schon
lange geforderten personellen Konsequenzen gezogen habe: Auf den 1. Oktober seien
die bisherige Direktorin der Eidgenössischen Versicherungskasse, Elisabeth Baumann,
und Vizedirektor Dieter Wäber aus der Geschäftsleitung entlassen worden. Zum neuen
Geschäftsleiter wurde Peter Arbenz ernannt. Der Ständerat nahm den Bericht der GPK

BERICHT
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



zur Kenntnis und stimmte damit auch den darin enthaltenen Empfehlungen zu.
Anschliessend überwies er mit dem Einverständnis des Bundesrates ein Postulat
Gemperli (cvp, SG; Po. 98.3328), welches eine rechtliche Verselbständigung der Kasse
und die Erhöhung des Deckungskapitals auf 100% verlangt. 37

Die GPK des Nationalrats veröffentlichte einen ausführlichen Bericht zum
Themenkomplex „Nebenbeschäftigung von Beamten und dabei entstehende mögliche
Interessenkonflikte“. Konkret waren dabei insbesondere Nebenerwerbstätigkeiten
angesprochen, bei welchen ein Beamter sich durch seine im Amt erworbenen
Kenntnisse Vorteile verschaffen kann (z.B. ein Steuerinspektor als privater
Steuerberater). Sie stellte darin fest, dass die bisherige Praxis abgesehen von
Einzelfällen zu keinen Problemen geführt habe. Sie empfahl dem Bundesrat aber
trotzdem, die bestehende Regelung in einigen Punkten zu verändern und insbesondere
zu präzisieren. So möchte sie beispielsweise das bestehende Verbot, das aber die
Bewilligung von Ausnahmen zulässt, durch eine Bestimmung ersetzen, die generell eine
Bewilligungspflicht vorsieht. 38

BERICHT
DATUM: 21.12.1999
HANS HIRTER

Die Sparpläne des Bundes und die in diesem Zusammenhang angekündigten
Personalreduktionen haben zu einer Abnahme der Arbeitszufriedenheit beim
Bundespersonal geführt. Gemäss einer vom EFD durchgeführten repräsentativen
Befragung sind im Vergleich zu früheren Befragungen wesentlich mehr Mitarbeiter
demotiviert oder gar resigniert. Besonders schlecht fiel das Urteil bei den Beschäftigten
der Departemente von Blocher (EJPD) und Merz (EFD) aus. 39

BERICHT
DATUM: 01.10.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat nahm den alljährlichen Personalpolitik-Bericht zur Kenntnis. Zufrieden
zeigte er sich mit dem Anteil an Lehrlingsstellen am Total der Anstellungsverhältnisse.
Das Soll nicht ganz erreicht hat der Bund allerdings beim Frauenanteil. Zwar liegt die
Frauenquote bei 30 Prozent, allerdings sind Frauen in Kaderpositionen nach wie vor
massiv untervertreten. Auch die Vertretung der Landessprachen sei noch nicht
adäquat. 40

BERICHT
DATUM: 01.04.2010
MARC BÜHLMANN

Der jährliche Bericht zur Umsetzung der Bundespersonalpolitik zeigte auf, dass der
Frauenanteil in der Bundesverwaltung weiter angestiegen war (total 31.7%). Dies gilt
auch für den Bereich der oberen Kader (+2%), wo aber nach wie vor lediglich ein Achtel
der Beschäftigten (12%) weiblich war, was im Vergleich zur Privatwirtschaft allerdings als
beachtlich betrachtet wurde. Die Sollwerte für die Anteile der Sprachregionen, die von
der seit 2010 geltenden Sprachenverordnung festgelegt werden, wurden fast erreicht:
Der Anteil an deutschsprachigen Mitarbeitenden betrug 2010 72.1% (Soll: 70%), an
französischsprachigen Mitarbeitenden 21.0% (Soll: 22%), an italienischsprachigen
Mitarbeitenden 6.6% (Soll: 7%) und an rätoromanischsprachigen Mitarbeitenden 0.3%
(Soll: 1%). Der Sollwert für den Anteil Lernender (4%) wurde mit 4.5% übertroffen. Der
durchschnittliche Bruttolohn in der Bundesverwaltung (ohne EDA-Lokalpersonal) belief
sich 2010 auf 116'285 CHF. Für 2012 wurde zwischen Bund und Gewerkschaften eine
Lohnerhöhung um 1.2% ausgehandelt. 41

BERICHT
DATUM: 23.03.2011
MARC BÜHLMANN

Die im März präsentierte Berichterstattung über das Personalmanagement (2011) zeigte
erfreuliche Resultate. Der Stellenbestand war im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken
(32'179 Vollzeitstellen bzw. 35'618 Mitarbeitende) und der Anteil an Lernenden (5%; Soll:
zwischen 4 und 5%) und an Menschen mit Behinderungen (1,2%; Soll: zwischen 1 und
2%) lagen in den von der Personalstrategie 2011-2015 festgelegten Zielbändern. Die
regelmässig durchgeführten Personalbefragungen zeigten zudem eine hohe
Arbeitszufriedenheit. Optimierungspotenzial bestehe allerdings hinsichtlich der
Zufriedenheit mit der Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben. 42

BERICHT
DATUM: 28.03.2012
MARC BÜHLMANN
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Im Bericht über die Förderung der Chancengleichheit von Frau und Mann in der
Bundesverwaltung von 2008 bis 2011, den der Bundesrat Ende Jahr genehmigte, wurde
eine leichte Zunahme des Frauenanteils um 1,2 Prozentpunkte auf 42% in der
Bundesverwaltung ausgewiesen. Eine recht grosse Zunahme von Frauen um 3,7
Prozentpunkte konnte dabei im höheren Kader nachgezeichnet werden; allerdings ist in
den hohen Lohnklassen der Frauenanteil mit 14,3% auch nach dieser Zunahme noch
gering. Die Verbesserung der Chancengleichheit wurde unter anderem auf die
Einführung von Massnahmen zur familienergänzenden Kinderbetreuung und den
Lohngleichheitsdialog zurückgeführt. 43

BERICHT
DATUM: 30.11.2012
MARC BÜHLMANN

Die GPK gaben in ihrem Jahresbericht 2012 bekannt, dass sie die Wahl des obersten
Verwaltungskaders durch den Bundesrat evaluieren wollen. Die Besetzung des
Topkaders hatte in den letzten Jahren mehrfach Kontroversen ausgelöst. Der Mitte
November veröffentlichte Evaluationsbericht fand dann deutliche Worte. Der Regierung
wurden unvollständige Information, mangelhafte, intransparente Verfahren und
fehlende Sicherheitsprüfungen vorgeworfen. In 20 der untersuchten 37 Fälle aus dem
Jahr 2012, bei denen der Bundesrat für die Besetzung verantwortlich war, sei das
Auswahlverfahren mittelmässig oder gar schlecht gewesen. Gar nur in 18 Fällen sei eine
Personensicherheitsprüfung vorgenommen worden. Der Bundesrat sei in der Regel zu
wenig informiert, um seiner Verantwortung als Wahlbehörde nachkommen zu können.
Die GPK empfahl dringend, Mindestanforderungen für Auswahlverfahren zu definieren.
Auch im Berichtjahr kam es zu medial ausgeschlachteten Entlassungen von hohen
Verwaltungsangestellten. So trennte sich etwa Bundesrat Berset vom Direktor des
Bundesamtes für Statistik, Jürg Marti, gegen den amtsintern Kritik laut geworden und
anonym an die Medien weitergespielt worden war. Zum Nachfolger von Marti wurde
Simon Ulrich ernannt. Die von Berset anberaumte Administrativuntersuchung zeigte
dann allerdings Anfang Oktober, dass die Vorwürfe gegen Marti haltlos waren. 44

BERICHT
DATUM: 18.11.2013
MARC BÜHLMANN

In Erfüllung eines Postulats der GPK des Nationalrates legte der Bundesrat einen Bericht
vor, der die Steuerung der Personalpolitik durch ein an die Stellenfunktion geknüpftes
Vertrauensarbeitszeitmodell vorschlug. Dieser Punkt war im Vorjahr in der Debatte um
die Personalsteuerung Gegenstand von Divergenzen zwischen den Kammern gewesen. 45

BERICHT
DATUM: 06.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die 2013 durchgeführte Personalbefragung in der Bundesverwaltung, die von 1'061 der
1'509 angefragten Bundesangestellten beantwortet wurde, zeigte eine relativ hohe
Arbeitszufriedenheit und ein starkes Engagement. Im Schnitt vergaben die Befragten
auf einer Skala von 0 bis 100 den Wert 78 für die Frage ob sie stolz seien, bei der
Bundesverwaltung zu arbeiten. 46

BERICHT
DATUM: 18.12.2013
MARC BÜHLMANN

Der im Jahr 2015 erschienene Bericht zur Personalbefragung 2014 zeigte, dass die
Bundesangestellten mit ihrer Arbeit zufrieden waren und sich damit identifizierten.
Umfassende Personalbefragungen finden alle drei Jahre statt; dazwischen werden
Kurzevaluationen durchgeführt. Auch die Befragung im Jahr 2014, auf die sich der
Bericht 2015 stützte, war eine Vollerhebung bei insgesamt 34'438 Personen mit einer
Rücklaufquote von 63 Prozent. Der mittlere Wert von 71 auf einer Skala von 1 bis 100
zeigte eine leicht höhere generelle Arbeitszufriedenheit als noch drei Jahre zuvor (2011:
68). Die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben (68) sowie die Führungsqualität (61)
wurden etwas kritischer beurteilt und liessen sich nicht mit 2011 vergleichen, da
dazumal andere Indikatoren erhoben worden waren. 22 Prozent der Befragten
beurteilten ihre Leistung ferner als nicht adäquat entlohnt. 
Im Personalbericht wurde zudem darauf hingewiesen, dass der Frauenanteil mit 44.4
Prozent erstmals den festgelegten Sollwert überstiegen habe (44%). In den höheren
Lohnklassen war der Frauenanteil bereits 2013 über die – für diese Klassen tiefer
angesetzten – Sollwerte geklettert (Lohnklassen 24-29: 31.3%, Soll: 29%; Lohnklassen
30-38: 17.7%, Soll: 16%). 47
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DATUM: 11.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Der Bundesrat nahm Anfang 2015 Stellung zu den Empfehlungen der GPK-SR
hinsichtlich der Anzahl externer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Verwaltung.
Er stellte fest, dass auf den Einsatz externer Fachkräfte – den Begriff externe
Mitarbeitende wollte er explizit nicht verwenden – nicht verzichtet werden könne. Das
vom GPK-Bericht vermittelte Bild eines flächendeckenden Einsatzes stimme zudem
nicht. Dennoch zeigte sich die Regierung bereit, einige Forderungen der GPK
aufzunehmen; so etwa die Entwicklung von Strategie und Kriterien für den Beizug
externer Fachkräfte und entsprechende Kontrollen. Gegebenenfalls seien hierzu auch
Rechtsanpassungen vorzunehmen, was einer weiteren Empfehlung der GPK entspreche.

Die GPK ihrerseits nahm Ende März in einem Bericht Stellung zur Stellungnahme des
Bundesrates. Zwar habe die Regierung die Probleme erkannt und teilweise auch schon
Massnahmen ergriffen, verschiedene Empfehlungen müssten aber noch vertieft
werden. Zudem sei am Begriff der externen Mitarbeiter festzuhalten. Dieser sei im
Gegensatz zu den externen Fachkräften klar definiert worden. Konkret forderte die GPK
eine eingehendere Abklärung der Rechtsgrundlagen und die transparente Ausweisung
des Mitteleinsatzes für externe Mitarbeitende im Voranschlag 2016. Dieser sei unter
Personalaufwand und nicht unter den Sachkrediten zu beziffern. 48

BERICHT
DATUM: 26.03.2015
MARC BÜHLMANN

Ende August 2015 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat Lehmann (cvp, BS) vor.
Der Basler Nationalrat hatte vor dem Hintergrund der Diskussionen um den
Fachkräftemangel verlangt, dass die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung von
hochqualifizierten Fachkräften in der Bundesverwaltung geprüft werden solle. Die
Regierung machte deutlich, dass das Problem mit dem Ausscheiden der Babyboomer-
Generation noch akzentuiert werde und sie die Weiterarbeit über das AHV-Alter hinaus
unterstütze. Die rechtlichen Grundlagen für eine Weiterbeschäftigung bis zum 70.
Lebensalter seien gegeben und die Möglichkeiten würden im Zusammenhang mit der
Laufbahnplanung in Führungskursen auch angesprochen. Laut Bericht haben Ende 2014
insgesamt 74 Personen in der Bundesverwaltung gearbeitet, die das ordentliche
Pensionsalter bereits überschritten hatten, 34 Frauen und 40 Männer. Der Wunsch
nach frühzeitiger Pensionierung sei in der Verwaltung wesentlich verbreiteter als die
Idee, länger zu arbeiten: Rund 2/3 der an der Personalbefragung 2014 teilnehmenden
Personen gaben den Wunsch eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsleben
preis. Lediglich knapp ein Fünftel der Befragten könne sich eine Beschäftigung über das
Pensionsalter hinaus vorstellen. 49

BERICHT
DATUM: 26.08.2015
MARC BÜHLMANN

Im November 2015 zeigte sich die GPK-SR zufrieden mit den Massnahmen, die der
Bundesrat in der Zwischenzeit bezüglich der Anzahl externer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Verwaltung unternommen hatte, und beschloss, die Inspektion
abzuschliessen. Lobend hob die Kommission hervor, dass der Bundesrat externe
Mitarbeitende in Zukunft als Personalaufwand verbuchen und mit Personalleihverträgen
versehen will. Entsprechende Weisungen hatte er im August 2015 verabschiedet. Zudem
hatte die Regierung verfügt, dass für die Anstellung externen Personals bestimmte
Bedingungen erfüllt sein müssen. Auf zwei Jahre befristete Verträge dürfen nur dann
ausgestellt werden, wenn die entsprechenden Personalressourcen und das Fachwissen
intern nicht vorhanden sind oder nicht rechtzeitig selber rekrutiert werden können. 
Allerdings kündigte die GPK eine Nachkontrolle an, da es noch immer heikle Punkte
gebe. Im Auge behalten will sie insbesondere das Problem der
Personensicherheitsprüfungen, die aufgrund eher unsicherer Rechtsgrundlagen bei
externen Mitarbeitenden wahrscheinlich nicht systematisch durchgeführt würden.
Speziell heikel sei dies bei Personen, die im Informatikbereich eingesetzt würden und
deshalb Zugang zu sensiblen Daten hätten. 50

BERICHT
DATUM: 12.11.2015
MARC BÜHLMANN

Mitte November legte der Bundesrat seinen Bericht zur Entwicklung der Lohnkosten
der obersten Kader bei den bundesnahen Betrieben und Anstalten vor, um das
entsprechende Postulat der SVP-Fraktion zu erfüllen. Der Bericht listet auf rund 60
Seiten Daten zu Honoraren, Entlohnung und Lohnentwicklung der Mitglieder des
obersten Kaders und der leitenden Organe in allen Unternehmen und Anstalten,
geordnet nach Departementen, auf. In einer Gesamtwürdigung, welche die letzte Seite
des Berichts einnimmt, kommt der Bundesrat zum Schluss, dass die betrachteten
Unternehmen sehr heterogen seien und man für eine Bewertung nicht überall
denselben Massstab anwenden dürfe. Insgesamt entsprächen die Honorare der
Teuerungs- und Marktentwicklung. Auch die Veränderungen der Kaderlöhne
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entsprächen der generellen Entwicklung – von begründbaren Ausnahmen abgesehen.
Die Kaderlöhne und die Durchschnittslöhne des gesamten Personals seien zudem
«nicht in nennenswertem Ausmass auseinandergedriftet», sondern innerhalb eines
gewissen Korridors parallel gewachsen. Auch dies entspreche den Entwicklungen in der
Privatwirtschaft. 51

Ende Januar 2017 legte der Bundesrat seinen Bericht zum Lohnsystem des Bundes in
Erfüllung des Postulats der FK-NR vor. Das Lohnsystem des Bundes weist verschiedene
Elemente für Leistungsanreize auf, wobei von der FK-NR insbesondere der
Funktionslohn – also Vergütungen auf der Basis von Erfahrung und Leistung – betont
wurde. 
Die Exekutive liess das Lohnsystem von der Firma "perinnova" analysieren, die diesem
ein insgesamt gutes Zeugnis erstellte. Es seien insbesondere keine Auswüchse
hinsichtlich Leistungsprämien erkennbar. Die Praxis sei adäquat. Kritisiert wurden
hingegen die Ortszuschläge, bei denen nicht klar sei, was das Ziel sei. Die dort
geltenden Ansätze, die noch vor 1989 eingeführt worden seien, entsprächen nicht mehr
der aktuellen Situation. Zudem wurden die 2016 eingeführten
Lohnentwicklungsbandbreiten als zu wenig flexibel kritisiert. Schliesslich wurde ein
regelmässiges Controlling angemahnt, mit dem eine einheitliche Anwendung des
Lohnsystems gewährleistet werden solle. Der Bundesrat kam aufgrund der Analyse zum
Schluss, dass das bestehende Lohnsystem nicht grundlegend geändert werden müsse.
Trotzdem beauftragte er das EFD, ein Papier auszuarbeiten, mit welchem
Weiterentwicklungsmöglichkeiten skizziert werden sollen. 52

BERICHT
DATUM: 25.01.2017
MARC BÜHLMANN

Die im Februar 2018 präsentierte Personalbefragung 2017, die zwischen Mitte Oktober
und Mitte November 2017 mithilfe von Online- und Papierfragebogen bei 34'067
Bundesangestellten durchgeführt worden war (Rücklaufquote: 68%), zeigte im Vergleich
zu 2014 stabile Werte. Sowohl die Arbeitszufriedenheit, die auf einer Skala von 0 bis 100
einen mittleren Wert von 70 erreichte (2014: 71), als auch die empfundene Bindung (79;
2014: 80) sowie die Identifikation mit und das Engagement für den Arbeitgeber Bund
(80; 2014: 80) hatten sich verglichen mit der letzten umfassenden Personalbefragung
von 2014 kaum verändert. Eher kritisch beurteilt wurden ebenfalls ähnlich wie drei
Jahre zuvor die Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben (68; 2014: 68) und die
Führungsqualität der oberen Leitung (61; 2014: 61). Leicht geringer als 2014 war die
Bewertung der Adäquatheit der Entlohnung (65; 2014: 67), wobei die Einschätzung der
beruflichen Perspektiven unverändert bei 66 Punkten lag. 53

BERICHT
DATUM: 21.02.2018
MARC BÜHLMANN

Mitte September 2019 legte der Bundesrat seinen Bericht zum Postulat Gössi (fdp, SZ)
vor, das analog zur Ausgabenbremse eine Personalbremse vorgesehen hatte. Im Bericht
wurde die Idee der Personalbremse in Analogie zur Ausgabenbremse definiert: Die
Zustimmung zu zusätzlichem Personal, also das Lösen einer Personalbremse, würde das
absolute Mehr beider Räte voraussetzen. Eine Personalbremse müsste damit also – egal
wie sie letztlich konkret ausgestaltet würde – in der Verfassung verankert werden, weil
sie eine verfassungsrechtliche Grundregel für Abstimmungen tangiert. Eine
Personalbremse – so der Bericht weiter – fokussiere entweder auf die Personalkosten
oder den Personalbestand. Nicht nur der Entscheid für eine der beiden Möglichkeiten,
sondern auch die Frage, welche Erlasse in welcher Weise auf Personalkosten oder
-bestand wirken würden, wäre im Einzelfall schwierig zu beantworten. Insbesondere,
wenn dabei auch noch die eigentliche Idee des Postulats, nämlich eine Verringerung
der Regulierungsdichte, angestrebt werden solle. Es stelle sich dabei auch die Frage, ob
Personalzahl und Regulierung wirklich zwingend miteinander verknüpft seien. Im
Bericht wurde angeregt, vielmehr eine «Aufgabenbremse» zu definieren, die immer
dann zum Zuge käme, wenn das Parlament der Verwaltung neue Aufgaben zuweise. Dass
der Bundesrat sich für wirkungsvolle Massnahmen zur Eindämmung der Regulierung
einsetze, habe er im Bericht zum Postulat Caroni (fdp, AR; Po. 15.3421) aufgezeigt. Die
hier behandelte Personalbremse sei jedoch unverhältnismässig, weshalb er sie nicht als
eine solche wirkungsvolle Massnahme erachte. 54
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Parlamentsmandat

Ende 2015 wies die Interparlamentarische Union, welche die Frauenquote im
Parlament weltweit vergleicht, die Schweiz auf Rang 29 aus. Zwar zeigte der Trend zu
adäquaterer Frauenvertretung nach den Wahlen 2015 leicht nach oben; mit 32% im
National- und 15.2% im Ständerat liegt die Schweiz in puncto Frauenrepräsentation
aber noch weit hinter Ruanda (64%), Bolivien (53%) oder Kuba (49%), welche die ersten
drei Ränge einnehmen. 
Als Ursache wurde in den Medien diskutiert, dass es im Gegenteil zu früher sogar eher
schwieriger geworden sei, Frauen für politische Ämter zu motivieren. Dies habe nach
wie vor mit der grösseren Dreifachbelastung zu tun, weil Frauen neben Berufs- und
politischer Arbeit häufiger als Männer auch noch stärker durch Familienarbeit belastet
seien. Hinzu käme neben dem ruppiger gewordenen politischen Umgangston – der
Frauen eher abschrecke – aber auch eine gewisse Zufriedenheit. Weil sie als
Selbstverständlichkeit wahrgenommen werde, werde für Gleichstellung nicht mehr so
gekämpft wie früher. Diskutiert wurde in den Medien auch die unterschiedliche
Betonung der Frauenförderung in den Parteien. Im Gegensatz zur GP oder zur SP,
haben etwa die CVP und insbesondere die SVP nur wenige oder kaum Frauen in
nationalen und kantonalen Ämtern. Interessant ist die Entwicklung bei der FDP, bei der
die Frauenvertretung in den 1990er Jahren gewachsen war, seit der Jahrtausendwende
aber stagniert. 55

BERICHT
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Die technischen Abklärungen für die Einrichtung eines elektronischen
Abstimmungssystems, wie dies der Nationalrat unmittelbar vor den letzten Wahlen
grundsätzlich beschlossen hatte, konnten weitgehend abgeschlossen werden. Der
erforderliche Kreditantrag und die Revision des Geschäftsreglements wurden vom
Ratsbüro verabschiedet. 56

BERICHT
DATUM: 18.04.1990
HANS HIRTER

Die Staatspolitischen Kommissionen (SPK) beider Parlamentskammern möchten die
Totalrevision der Bundesverfassung nutzen, um auch die Beziehungen zwischen
Regierung und Parlament teilweise neu zu ordnen. Ihr am 6. März verabschiedeter
Zusatzbericht schlägt gewisse Kompetenzverschiebungen zugunsten der
Bundesversammlung sowie einige Neuerungen bei der Organisation der
parlamentarischen Arbeit vor. Die wohl bedeutendste der beantragten
Kompetenzverschiebungen betrifft die Aussenpolitik. Hier soll in Zukunft nicht mehr
die Regierung, sondern das Parlament die wichtigen Zielsetzungen beschliessen. Im
weiteren soll die bereits bestehende Praxis, dass das Parlament über wichtige
Bundesprojekte entscheiden und bei der allgemeinen politischen Planung mitwirken
kann, verfassungsmässig abgesichert werden. Mehr Mitwirkungsrechte sieht der
Entwurf auch beim Erlass von Verordnungen vor. Das Parlament soll das Recht
erhalten, das vom Bundesrat dabei anzuwendende Verfahren gesetzlich vorzugeben.
Verordnungen, die sich nicht auf Gesetze, sondern direkt auf den Verfassungsauftrag
(Schutz der Landesinteressen sowie der inneren und äusseren Sicherheit) stützen,
müssten gemäss Kommissionsentwurf nachträglich vom Parlament genehmigt werden.
Als weitere Neuerung schlugen die Kommissionen vor, die in den beiden Räten nicht
gleich gehandhabte Anwendung der verbindlichen Aufträge an den Bundesrat in der
Form von Motionen zu klären. Bisher hatte der Bundesrat oft Motionen aus formellen
Gründen als sogenannt unechte Motionen bekämpft, weil sie seine eigenen oder an ihn
delegierte Kompetenzbereiche betrafen. Der Ständerat hatte für diese Fälle 1986
anstelle der Motion das Instrument der Empfehlung eingeführt, sich in der Praxis
allerdings nicht immer daran gehalten. Neu soll nun – als Alternative oder als Ergänzung
zur Motion – das neue Instrument des Auftrags geschaffen werden. Für den
Kompetenzbereich des Parlaments wäre ein derartiger Auftrag wie die bisherigen
Motionen verbindlich; für den Kompetenzbereich der Regierung oder an sie delegierte
Bereiche käme ihm der Charakter einer Richtlinie zu. Für Leistungsaufträge im Rahmen
der Verwaltungsführung nach den Prinzipien des NPM hat das Parlament diese
Neuerung im Berichtsjahr bereits eingeführt.

Im Bereich der Parlamentsorganisation sieht der Entwurf vor, dass die Ratspräsidien
durch die Wahl eines zweiten Vizepräsidenten gestärkt, und die Parlamentsdienste
vollständig, das heisst auch administrativ, der Bundesversammlung unterstellt werden.
Die parlamentarischen Kommissionen sollen aufgewertet werden, indem ihnen gewisse
Entscheidkompetenzen übertragen werden. Gedacht wird dabei an Beschlüsse im
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Zusammenhang mit der administrativen Parlamentsorganisation, aber auch der
parlamentarischen Oberaufsicht (z.B. Genehmigung des Geschäftsberichtes), hingegen
nicht an die Gesetzgebung.

Schliesslich nahm der Vorschlag der SPK auch zwei alte Anliegen auf: Erstens sollen die
Wählbarkeitskriterien für die Bundesversammlung flexibler und für beide Räte gleich
gestaltet werden. In Zukunft soll nur noch Personen, die an den
Entscheidungsprozessen der Regierung beteiligt sind, die Ausübung eines
Parlamentsmandats verwehrt sein. Die generelle Inkompatibilität eines
Nationalratsmandats mit einer Bundesbeamtenstelle – und auch mit einem geistlichen
Amt – würde damit aufgehoben. Zweitens möchte die Reform eine Ombudsstelle für
den Verkehr der Bürger mit der Verwaltung schaffen. Ein entsprechender Vorstoss war
1994 vom Nationalrat als überflüssig abgelehnt worden. 57

Die ständerätliche Verfassungskommission hielt sich an diesen Ratschlag des
Bundesrates. Die nationalrätliche Kommission erachtete hingegen dieses Tempo als
ungenügend und nahm mit Ausnahme der gesetzlichen Regelung des Verfahrens beim
Erlass von Verordnungen alle oben erwähnten Vorschläge der SPK bereits in ihren
Beschluss über die Verfassungsnachführung auf. 58

BERICHT
DATUM: 21.11.1997
HANS HIRTER

Organisation der Bundesrechtspflege

Trotz der 1991 beschlossenen Massnahmen zur Entlastung (v.a. organisatorische
Änderungen und zusätzliche Hilfsrichterstellen) ist das Bundesgericht offenbar immer
noch überlastet. Bei der Vorstellung des Geschäftsberichts 1993 sprach das
Bundesgericht von einem nicht mehr bewältigbaren Pensum und rief nach
Sofortmassnahmen. Wie diese aussehen sollten, liess es freilich offen; es riet nur von
einer Erhöhung der Richterzahl ab, da dies die Einheitlichkeit der Rechtsprechung
gefährden würde. 59

BERICHT
DATUM: 18.03.1994
HANS HIRTER

Eine Expertenkommission des EJPD präsentierte in einem Zwischenbericht zwei
Varianten zur Eindämmung der Geschäftslast. Die eine sieht eine Vorprüfung vor,
welche offensichtlich aussichtslose Klagen abweist; die andere ein Annahmeverfahren,
welches von vorneherein nur bestimmte Klagen zulässt. Der im Sommer in die
Vernehmlassung gegebene Entwurf für eine Totalrevision der Bundesverfassung schlägt
vor, die Möglichkeit von Zugangsbeschränkungen explizit in der Verfassung zu
erwähnen. 60

BERICHT
DATUM: 27.06.1995
HANS HIRTER

Der im Sommer 2006 erfolgte Rücktritt von Bundesanwalt Valentin Roschacher hatte
die GPK des Nationalrats veranlasst, eine Untersuchung über die Umstände dieser
Demission durchzuführen. Der am 5. September des Berichtsjahres präsentierte
Bericht stellte fest, dass Bundesrat Blocher bei der Auflösung des Arbeitsverhältnisses
seine Kompetenzen überschritten habe, namentlich was die Ausrichtung einer
Abgangsentschädigung betreffe. Indem er sich mit einem Vertreter des
Bundesstrafgerichts, das die fachliche Aufsicht über den Bundesanwalt ausübt, über
die Durchführung einer Überprüfung von Roschachers Amtstätigkeit abgesprochen
habe, habe er überdies die Gewaltentrennung nicht beachtet. Und drittens habe
Blocher unzulässig in die Kompetenzen des Bundesanwalts eingegriffen, als er ihm in
einem Fall die Durchführung einer Medienkonferenz untersagte. Viel mehr Aufsehen als
diese Vorwürfe erregten aber die Äusserungen von Lucrezia Meier-Schatz (cvp, SG),
Präsidentin einer von der GPK gebildeten Subkommission. Sie stellte Dokumente vor,
die beweisen sollten, dass der Abgang von Roschacher von langer Hand geplant
gewesen sei. Neben einem Bankier namens Oskar Holenweger, gegen den die
Bundesanwaltschaft ermittelte, seien daran Journalisten und Politiker und eventuell
sogar Bundesrat Blocher selbst beteiligt gewesen. Die Subkommission schloss dies aus
Notizen und der Skizze eines Terminplans, welche bei Holenweger von der Polizei
beschlagnahmt worden waren, und die den zeitlichen Ablauf der Untersuchungen,
politischen Interventionen, Medienenartikel und Massnahmen gegen den Bundesanwalt
enthielten. Gemäss Holenweger handelte es sich dabei allerdings nicht um einen im
voraus erstellten Aktionsplan, sondern um private Aufzeichnungen, deren Einträge er
als persönliche Gedächtnisstütze jeweils nach den Ereignissen gemacht habe.
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Die SVP bezeichnete diesen GPK-Subkommissions-Bericht als „Putschversuch gegen
Bundesrat Blocher“ (so lautete der Titel der dazu im Nationalrat eingereichten
Interpellation; 07.3573). Die Originale der von der GPK-Subkommission als
kompromittierend beurteilten Dokumente hatte sich die SVP bei Holenweger beschafft,
veröffentlicht und als irrelevant bezeichnet. Die SVP integrierte ihren Protest sofort in
ihre kurz vorher gestartete, auf Bundesrat Blocher zentrierte neue Inseratekampagne zu
den Nationalratswahlen. 61

Erstmals veröffentlichte die neu geschaffene Aufsichtsbehörde für die
Bundesanwaltschaft (AB-BA) einen Tätigkeitsbericht. Alle operativen und nicht
operativen Einheiten wurden im Herbst 2011 inspiziert und eine Bestandesaufnahme
von Bereichen erstellt, die in Zukunft besondere Aufmerksamkeit erhalten sollen. 62

BERICHT
DATUM: 26.04.2012
MARC BÜHLMANN

In seinem Mitte April der Aufsichtsbehörde vorgelegten Tätigkeitsbericht für das Jahr
2012 versuchte Bundesanwalt Michael Lauber den Eindruck von Normalität zu
vermitteln. Strukturen und Abläufe seien dank eines neuen Controllingsystems
optimiert und einige langjährige Verfahren abgeschlossen worden. Zudem sei das Jahr
von Offenheit, Vertrauen und Professionalität geprägt gewesen. Auch die
Aufsichtsbehörde beschrieb in ihrem Bericht einen grundsätzlich positiven Eindruck.
Einzig die zu hohe Verfahrensdauer wurde kritisiert. Es gäbe zwar durchaus plausible
Gründe für die lange Frist, die durchschnittliche Behandlungsdauer von drei bis vier
Jahren müsse aber verringert werden. In der Presse wurde es als zu früh erachtet, die
Leistungen von Lauber nach nur einem Jahr Amtszeit zu bewerten. 63

BERICHT
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

In seinem Evaluationsbericht zur neuen Bundesrechtspflege, den er Ende Oktober
vorlegte, zog der Bundesrat insgesamt ein positives Fazit. Der auf ein Postulat Pfisterer
(fdp, AG) zurückgehende Bericht kam zum Schluss, dass die 2007 in Kraft getretene
Reform der Bundesrechtspflege gelungen sei. Die Reform hatte unter anderem zur
Schaffung des Bundesverwaltungs- und des Bundesstrafgerichts als erstinstanzliche
eidgenössische Gerichte geführt. Als Problem wurde allerdings die zunehmende und
teilweise falsche Belastung des Bundesgerichtes mit unbedeutenden Fällen geortet. Als
Massnahme schlug der Bundesrat deshalb vor, den Ausnahmekatalog zu überprüfen.
Zudem findet sich im Bericht auch ein Vorschlag für eine Art
Verfassungsgerichtsbarkeit: in einem Bestätigungsverfahren müsste das Parlament die
Verfassungsmässigkeit eines Gesetzes innerhalb einer bestimmten Frist bejahen, falls
das Bundesgericht einen Widerspruch feststellen würde. 64

BERICHT
DATUM: 30.10.2013
MARC BÜHLMANN

In ihrem Jahresbericht 2014 sprach die Aufsichtsbehörde über die
Bundesanwaltschaft (AB-BA) von einem «positiven Eindruck», den sie von der
bundesanwaltschaftlichen Tätigkeit der letzten vier Jahre habe. Es sei gelungen, einen
grossen Teil alter Fälle abzuarbeiten, wobei auf ein «verantwortungsbewusstes
Ressourcenmanagement» geachtet worden sei. Administration und Budgetdisziplin
funktionierten sehr gut. Allerdings habe es die Bundesanwaltschaft bisher versäumt,
Stellgrössen zu entwickeln, um die Wirksamkeit und Effizienz ihrer Tätigkeiten
überprüfen zu können. 
Die NZZ urteilte, dass die schlechte Presse über die Bundesanwaltschaft der
Vergangenheit angehöre, wofür die Zeitung verbesserte Strukturen, aber auch eine
«umsichtige Kommunikation» des Bundesanwaltes Michael Lauber verantwortlich
machte. 65

BERICHT
DATUM: 18.04.2015
MARC BÜHLMANN

In ihrem Jahresbericht 2015 hob die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft
(AB-BA) die verschiedenen Anpassungen hervor, die im Hinblick auf die
Gesamterneuerung der Leitungsgremien der Bundesanwaltschaft für die Periode
2016–2019 vorgenommen worden seien. Die strukturelle Reorganisation sei beim
Personal zwar zuerst auf Verunsicherung, letztendlich aber doch auf Akzeptanz
gestossen. Ende 2015 habe das Unterfangen abgeschlossen werden können. Der Bericht
hob zudem hervor, dass die Aufsichtsbehörde bei ihren Inspektionen auf die «(zu)
niedrige Zahl von Staatsanwälten» hingewiesen worden sei. Wegen nicht
wiederbesetzter Abgänge, aber auch aufgrund der Zunahme der Arbeitsbelastung
werde eine Aufstockung der Stellen als «dringend und notwendig» erachtet. In der
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Presse wurde der Bericht nicht kommentiert. 66

Es gehöre zum Wesen einer Aufsichtsbehörde, dass sie erst dann wahrgenommen
werde, wenn die unter Aufsicht stehende Behörde in die Kritik gerate, eröffnete Niklaus
Oberholzer, Präsident der AB-BA das Vorwort des Jahresberichts 2016 ebendieser
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft. Die AB-BA mische sich aber nicht in
einzelne Verfahren ein und beurteile auch nicht einzelne Staatsanwälte. Vielmehr habe
sie Einblick in das gesamte System der Bundesanwaltschaft zu nehmen, betonte er. 
In der Tat war die Bundesanwaltschaft aufgrund einzelner Verfahren (FIFA, Petrobras,
1MDB) in den Fokus der Medien geraten. Die AB-BA bescheinigte der
Bundesanwaltschaft in ihrem Jahresbericht freilich, in diesen Verfahren
verantwortungsbewusst und zielgerichtet vorzugehen. Die Inspektionen hätten keine
systemischen Schwächen gezeigt. Kritischer äusserte sich das Aufsichtsgremium zur
internen Reorganisation: Diese sei noch in der Aufbauphase und vieles sei noch nicht
eingespielt, nicht umgesetzt und es gebe noch Verbesserungspotenzial. Der
Administrativaufwand sei hoch und die internen Abläufe noch kompliziert und unklar. 67
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Internationaler Terrorismus, organisierte Kriminalität, Wirtschaftskriminalität und
Cyber-Crime würden nach neuen Strategien und Arbeitsmethoden für die
Bundesanwaltschaft rufen, denen aber gleichzeitig von der nationalen Strafrechts- und
Prozessgesetzgebung enge Grenzen gesetzt würden, hielt der Jahresbericht 2017 der
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) einleitend fest. Erschwerend
komme hinzu, dass die Behörde ihre Verfahren in einem stark politisierten Umfeld
führe und deshalb im Fokus der Öffentlichkeit stehe. Die AB-BA habe sich im
Berichtsjahr vor allem auf systemische Probleme konzentriert. Unter anderem empfahl
sie einen Code of Conduct für ehemalige Mitarbeitende. Positiv beurteilte die
Aufsichtsbehörde, dass die operativen Abläufe gut funktionierten und die
Mitarbeitenden motiviert seien und Eigeninitiative zeigten. Die AB-BA ging im Bericht
zudem ausführlich auf den Fall «Daniel M.» ein, der von der GPDel untersucht wurde.
Weiter sei gegen Bundesanwalt Michael Lauber 2017 eine Disziplinarbeschwerde
eingereicht worden, auf welche die AB-BA laut Jahresbericht aber nicht eingetreten
war. 68
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In der Sommersession 2018 nahmen die Räte den Geschäftsbericht des
Bundesgerichtes 2017 zur Kenntnis. Die Kommissionssprecherinnen und -sprecher –
im Ständerat Hans Stöckli (sp, BE) und im Nationalrat Corina Eichenberger-Walther
(fdp, AG) sowie Philippe Nantermod (fdp, VS) – hoben verschiedene Elemente des
Berichts hervor. So wurde etwa die Einführung des elektronischen Gerichtsdossiers
nach «einem harzigen Start» (Stöckli) oder der rege Austausch von Bundesrichterinnen
und Bundesrichtern mit Kolleginnen und Kollegen am Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) erwähnt, wobei man habe erwirken wollen, dass letzterer
weniger stark ins nationale Recht eingreife. Stark hervorgehoben wurde freilich
insbesondere, dass 2017 mit total 8’029 Fällen erneut ein Rekordjahr war (2016: 7'743),
wobei die Zunahme vor allem bei der strafrechtlichen und der Ersten öffentlich-
rechtlichen Abteilung zu verzeichnen war. Sie stehe auch in Verbindung mit dem in der
Strafprozessordnung installierten Ausbau der Verteidigungsrechte im
Staatsanwaltsmodell, das einen grösseren Spielraum für die Anfechtung von
Entscheiden erlaube. Die Anzahl erledigter Fälle (7'782; 2016: 7'811) und die
durchschnittliche Verfahrensdauer (144 Tage; 2016: 140 Tage) entsprechen den Werten
des Vorjahres. Es wurde betont, dass diese Zahlen eine Zielverfehlung anzeigten: Die
Totalrevision des Bundesgerichtsgesetzes, die nun seit 12 Jahren in Kraft sei, hätte die
Entlastung der Gerichte bewirken sollen, was aber klar nicht erreicht worden sei. Die
anstehende Teilrevision dieses Gesetzes sei deshalb wichtig. Dies sehe auch das
Bundesgericht selber so, wie dessen Vizepräsidentin Martha Niquille in der
ständerätlichen Debatte betonte: Es brauche unbedingt eine Entlastung, wenn die
Qualität der Rechtsprechung gewahrt werden solle. Man sei im Prinzip mit der Vorlage,
wie sie jetzt bereits vorliege, einverstanden – so die Vizepräsidentin weiter. Allerdings
warnte sie vor der Idee der subsidiären Verfassungsbeschwerde. Dieses
Auffangrechtsmittel sei eher eine Zusatzbelastung und die Erfolgsquote sei derart
bescheiden – von den 427 im Jahr 2017 eingegangenen subsidiären
Verfassungsbeschwerden seien lediglich 8 gestützt worden –, dass man es getrost
streichen könne. Auch Ulrich Meyer, der Präsident des Bundesgerichtes, der in der
nationalrätlichen Debatte zugegen war, verwies auf die Bedeutung der Revision. Zwar
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könne man dank grosser interner Flexibilität und Zu- und Umteilungen von Fällen auf
andere Abteilungen die Arbeitslast einigermassen bewältigen, dieses Vorgehen sei aber
auf Dauer nicht möglich. 
Beim Bundesverwaltungsgericht war die Anzahl neuer Fälle (7’365) im Vergleich zum
Vorjahr (8102) etwas zurückgegangen; allerdings seien auch etwas weniger Fälle
abgeschlossen worden (7'385; 2016: 7’517) womit sich auch die Erledigungsdauer von
212 auf 268 Tage erhöht habe. Die Zunahme sei vor allem der komplexer werdenden
Fälle im Kartell- und Wettbewerbsrecht geschuldet. Erfreulich sei hingegen, dass dank
der temporären Aufstockung der Richterstellen im Asylbereich die dortigen Rückstände
abgebaut werden könnten. 
Im Geschäftsbericht des Bundesstrafgerichtes wurde ausgewiesen, dass mehr Fälle
erledigt werden konnten (852; 2016: 787) als eingegangen waren (805; 2016: 901). 
Das Bundespatentgericht schliesslich hatte 34 neue Fälle zu verzeichnen (2016: 27) und
konnte 2017 deren 24 erledigen (2016: 24). 
Die Kommissionssprecherin und die Kommissionssprecher betonten, dass
verschiedene Umfragen unter Anwälten und Prozessparteien gezeigt hätten, dass man
mit der Arbeit der verschiedenen Gerichte sehr zufrieden sei. Die Schweiz habe eine
«gut funktionierende Gerichtsbarkeit» (Stöckli); die «Zusammenarbeit und der
Betrieb» liefen gut (Eichenberger-Walther).   
Der Geschäftsbericht wurde von beiden Kammern zur Kenntnis genommen und mit
Annahme des Bundesbeschlusses über den Geschäftsbericht des Bundesgerichtes für
das Jahr 2017 genehmigt. 69

Tätigkeitsberichte von Bundesbehörden seien nicht der Stoff, auf den sich Medien
stürzten, kommentierte die NZZ. Dies sei freilich beim Jahresbericht 2018 der
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) für einmal anders, da es im
Rahmen der Ereignisse rund um die Treffen des Bundesanwaltes Michael Lauber mit
Fifa-Präsident Gianni Infantino die Öffentlichkeit interessiere, was die
Aufsichtsbehörde dazu meine. Auch die Präsentation des Jahresberichts war anders als
in früheren Jahren von einer Medienkonferenz begleitet, die der im Vorjahr gewählte,
neue Präsident der AB-BA, Hanspeter Uster, einberufen hatte. Zum ersten Mal enthielt
ein AB-BA-Jahresbericht zudem Weisungen an den Bundesanwalt. Erstens solle die
Revision des Memorandums zwischen der Bundesanwaltschaft und dem
Nachrichtendienst über die Abläufe der Zusammenarbeit hinsichtlich Prävention und
Strafverfolgung eingeleitet werden. Zweitens, und bezugnehmend auf die medial stark
beachtete Fifa-Geschichte, seien in Zukunft Gespräche mit Parteien oder anderen
Verfahrensbeteiligten zu dokumentieren. Im Raum stand zudem der Vorwurf, Lauber
habe die AB-BA bezüglich eines dritten Treffens angelogen. 
Es knirsche hörbar zwischen der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsichtsbehörde,
urteilte die NZZ, was aber gut sei, weil die AB-BA bisher sehr pfleglich mit der von ihr zu
überprüfenden Bundesanwaltschaft umgegangen sei. 70
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Volksrechte

Die Diskussion über die Vereinbarkeit von Volksinitiativen mit internationalen
Abkommen und dem Völker- und Menschenrecht wurde 2011 durch neue Vorschläge
und Vorstösse erweitert. Der Bundesrat legte den versprochenen Zusatzbericht zum
Verhältnis von Völkerrecht und Volksinitiativen vor. In einem ersten Bericht von 2010
hatte er lediglich einige Optionen zur Klärung des Verhältnisses vorgeschlagen. Der
Zusatzbericht sollte eine vertiefte Diskussion liefern. Zwei Vorschläge lieferten dazu
Anlass. Auf der einen Seite sollte die bisher lediglich formale Vorprüfung materiell
erweitert werden: Es soll insbesondere geprüft werden, ob der Initiativtext mit dem
Völkerrecht vereinbar ist oder nicht. Das Resultat dieser Vorprüfung würde auf den
Unterschriftenbögen vermerkt und dem Initiativkomitee stünde es frei, die
Unterschriftensammlung trotzdem vorzunehmen oder aber den Text anzupassen. Auf
der anderen Seite sollte der Katalog der Gültigkeitsvoraussetzungen erweitert werden:
Begehren, die verfassungsrechtliche Grundrechte verletzen, sollten neu für ungültig
erklärt werden können. 71

BERICHT
DATUM: 30.03.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mitte Juni 2015 legte der Bundesrat seinen Bericht zum Postulat der FDP-Fraktion vor,
das eine Klärung des Verhältnisses zwischen Völkerrecht und Landesrecht gefordert
hatte. Die Regierung anerkannte im  Fazit ihres Berichtes, dass insbesondere im
Verhältnis zwischen Volksinitiative und Völkerrecht eine zunehmende Problematik
bestehe. Eine Hierarchisierung oder eine Vorrangregel von Landesrecht sei allerdings
kaum ohne negative Auswirkungen auf die Glaubwürdigkeit der Schweiz als verlässliche
Vertragspartnerin möglich. Der Bundesrat schlug indes vor, dass jeweils vor der
Verabschiedung eines Erlasses oder vor Abschluss eines Vertrages die Konsequenzen
für Völker- bzw. Landesrecht eruiert werden sollten, um bereits bei der
Verabschiedung Klarheit zu schaffen, ob Unvereinbarkeiten bestünden und wie diese
allenfalls beseitigt werden müssten. 
Zur Frage nach einem möglichen obligatorischen Referendum bei Staatsverträgen mit
verfassungsmässigem Charakter ging der bundesrätliche Bericht auf das bestehende
«Referendum sui generis» ein. Es gebe ja bereits ein obligatorisches
Staatsvertragsreferendum, das bei Verträgen Anwendung findet, mit denen die Schweiz
Mitglied von supranationalen Organisationen werden soll. Dem fakultativen
Staatsvertragsreferendum unterstehen Verträge, die unbefristet und unkündbar sind.
Darüber hinaus bestehe aber auch ein ungeschriebenes Verfassungsrecht: Dieses
«Referendum sui generis» könne dann zur Anwendung gelangen, wenn ein Vertrag eine
so grosse Bedeutung habe, dass ihm Verfassungsrang zukomme. Dies habe man sich
beispielsweise beim Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen überlegt, damals
aber verworfen. Falls je nach einem allfälligen Austritt ein Wiederbeitritt in die
Europäische Menschenrechtskonvention nötig wäre, dann würde dieser beispielsweise
einem obligatorischen Referendum unterstellt werden. 72
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Im Bericht zur Erfüllung des Postulats Reynard (sp, VS), der die Jugendsession stärken
möchte, sprach sich der Bundesrat für den Status Quo aus. Die Jugendsession entstand
1991 im Rahmen der damaligen 700-Jahr-Feier zur Gründung der Schweiz als Jugendtag
und wurde seit 1993 regelmässig durchgeführt, wobei sich die Organisation des
Anlasses laufend professionalisierte. Seit 2013 findet die Jugendsession als mehrtägiger
Anlass in Bern statt. In der Regel melden sich mehrere Hundert interessierte
Jugendliche, von denen nach Kanton, Geschlecht, Alter und sozialem Hintergrund
möglichst repräsentativ 200 Personen eingeladen werden. In Gruppen werden Themen
vorbereitet und zum Abschluss im Nationalratssaal im Plenum diskutiert. Eine nationale
Wahl eines Jugendparlaments wurde zwar schon diskutiert, aber als zu aufwändig
befunden. Ein 20-köpfiges, an die SAJV angegliedertes Organisationskomitee
ehemaliger Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist für Vorbereitung und Durchführung
zuständig. Der Bund unterstützt die Jugendsession finanziell und gewährt Gastrecht im
Bundeshaus. Der Jugendsession stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung, um
den politischen Prozess zu beeinflussen, wobei mit Ausnahme der Petition alle lediglich
informeller Art sind (z.B. einfacherer persönlicher Kontakt mit Parlamentarierinnen und
Parlamentariern). Petitionen wurden bisher 123 eingereicht, wobei 15 von den Räten als
Postulat übernommen wurden. 
Einem Ausbau der Antragsrechte – etwa in Form einer Jugendmotion oder einer
Volksmotion – begegnet der Bundesrat laut Bericht skeptisch. Er betont, dass das
Jugendparlament hinsichtlich politischer Bildung und Partizipation eine bedeutende
Rolle spiele und die finanzielle Unterstützung damit mehr als berechtigt sei. Die
Meinungen und Ideen der Jugendlichen würden zwar nicht unmittelbar, aber über die
Jahre in den politischen Prozess einfliessen. Deshalb sei der Erfolg auch nicht an der
Anzahl erfolgreicher Petitionen zu messen. Aber auch aus staatspolitischen und
verfassungsrechtlichen Gründen sei eine institutionelle Stärkung nicht der richtige
Weg. Letztlich sei es Aufgabe des Parlaments, über die Bedeutung von Eingaben zu
entscheiden. Einer verstärkten informellen Zusammenarbeit zwischen Jugendlichen
und Parlamentsmitgliedern stehe ebenfalls nichts im Weg. 73

BERICHT
DATUM: 24.05.2017
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wahl- und Abstimmungsverfahren

Im Februar legte der Bundesrat einen Bericht über die elektronische Ausübung der
politischen Rechte (via Internet) vor. Er stellte darin fest, dass die Einführung dieser
neuen Form der Stimmabgabe resp. des Wählens und des Unterzeichnens von
Referenden und Initiativen die politische Beteiligung attraktiver machen könnte. Er wies
aber auch auf Risiken dieser neuen Technologie hin. Damit meinte er nicht nur
Missbräuche durch unberechtigte Manipulationen der Programme, sondern auch
Gefahren in Bezug auf eine sorgfältige Meinungsbildung. Es ist nach Ansicht des
Bundesrates deshalb falsch, die Einführung der elektronischen Stimmabgabe lediglich
als unproblematische technische Erweiterung des bisherigen Systems zu betrachten.
Vielmehr bedürfe sie einer Einbettung in ein umfassendes Konzept und sei zudem
wegen ihrer Komplexität etappenweise vorzunehmen. Als ersten vorbereitenden Schritt
schlug der Bundesrat die Harmonisierung der kommunalen Stimmregister resp. die
Schaffung eines nationalen Registers vor. Mit der Teilrevision des Gesetzes über die
politischen Rechte wurde der Rahmen für die Durchführung kantonaler Pilotversuche
bereits geschaffen. Die Einführung des Abstimmens via Internet war vom Parlament mit
mehreren Vorstössen gefordert worden. Das Parlament nahm den Bericht zur
Kenntnis. 74
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Der Bundesrat veröffentlichte einen «Bericht über die Pilotprojekte zum Vote
électronique», von welchem der Nationalrat Kenntnis nahm. Der Bundesrat beurteilte
darin die Pilotversuche positiv, äusserte sich aber sonst eher skeptisch, insbesondere
gegenüber der Behauptung, dass damit die Stimmbeteiligung verbessert werden
könnte. Am sinnvollsten scheint ihm die Einführung des elektronischen Abstimmens für
Auslandschweizer. Im Inland sollen mittelfristig (bis 2011) jedoch höchsten 10% der
Stimmberechtigten Zugang zu dieser Form der Stimmabgabe erhalten. 75
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Im Schnitt hatten bei den nationalen Parlamentswahlen im Herbst 2011 rund 1,3% der
Stimmenden oder 33'191 Personen ungültig gewählt. Auffallend waren dabei die
kantonalen Unterschiede: während der Anteil ungültig Stimmender im Kanton Schwyz
3,9% betrug, lag er im Kanton Zürich, wo die Falschstimmen allerdings anders gezählt
werden als im Rest der Schweiz, bei 0,1%. Stossend sind insbesondere die
unterschiedlichen kantonalen Regelungen für die nationalen Wahlen. Die
Bundesgesetzgebung, die fünf Ungültigkeitsgründe kennt (kein Name eines Kandidaten
des entsprechenden Wahlkreises, nicht amtliche Stimmzettel, anders als
handschriftlich ausgefüllte bzw. geänderte Stimmzettel, Stimmzettel mit
ehrverletzenden Äusserungen oder offensichtlichen Kennzeichnungen) wird von
zahlreichen Kantonsklauseln föderal sehr unterschiedlich ergänzt. Lediglich die Hälfte
der Stände folgte dem Aufruf des Bundes für eine Auswertung dieser Unterschiede. Der
Bericht des Bundesrates zu diesen Unterschieden wurde in der Folge unter Verschluss
gehalten. 76
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Die Beantwortung der beiden abgelehnten Motionen 12.3050 und 12.3374 für ein
Verbot von Listenverbindungen wurde vom Bundesrat zum Anlass genommen, einen
Bericht über die Vor- und Nachteile der verschiedenen auch in den Kantonen
benutzten Wahlsysteme zu erstellen. Der Bericht kam zum Schluss, dass es ein
gerechtes Wahlsystem nicht gebe und deshalb am breit akzeptierten
Zuteilungsverfahren (Hagenbach-Bischoff-Modell) mit der Möglichkeit von
Listenverbindungen festzuhalten sei. Derweil ist aufgrund eines bundesgerichtlichen
Urteils zur Kantonsverfassung des Kantons Schwyz im Berichtsjahr in zahlreichen
Kantonen eine virulente Diskussion um die kantonalen Wahlverfahren entbrannt. 77
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Das angenommene Postulat Tuena (svp, ZH) hatte vom Bundesrat Überlegungen
verlangt, wie bei obligatorischen Referenden Minderheitsmeinungen in den
Abstimmungserläuterungen besser berücksichtigt werden könnten. Der Mitte Juni 2019
veröffentlichte Bericht ging zwei Fragen nach, nämlich was genau dargestellt werden
soll und wer für diese Darstellung zuständig sein soll. Die Antworten auf diese beiden
Fragen mündeten in zwei Varianten: Die Variante «Status quo plus» sieht vor, dass der
Bundesrat selber die Minderheitsposition deutlicher zum Ausdruck bringt, indem er
sich am Wortlaut der Debatte im Parlament orientiert. Die Variante «Einbezug
Parlament» sieht ein parlamentarisches Gremium vor, welches die
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Minderheitenposition zusammenfasst und dem Bundesrat für die
Abstimmungserläuterungen einen Text vorlegt. Während sich die erste Variante ohne
gesetzliche Anpassung und mit vorhandenen Ressourcen und Expertise in der
Bundeskanzlei umsetzen lasse und auch keine Anpassung von Fristen nötig mache, sei
die zweite Variante gemäss dem Bericht aufwändiger und mit zahlreichen zu klärenden
Fragen behaftet: Wie wäre das Gremium zusammengesetzt, was geschieht bei
Uneinigkeit zwischen den Kammern, welche Ressourcen hätte das Parlament für die
Erstellung des Textes? 
Der Bericht schliesst mit dem Fazit, dass sich der Bundesrat an der Variante «Status
quo plus» orientieren werde und die nötigen Schritte dazu einleite. Dies bedeute aber
nicht, dass zu einem späteren Zeitpunkt nicht auch das Parlament stärker einbezogen
werden könne. Es sei aber Sache der Bundesversammlung diesbezüglich aktiv zu
werden. 78

Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu überführen,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz über die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit für eine politische Debatte auf eidgenössischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter. 
Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswürdig angeboten werden könne, so
die Einleitung des erläuternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen können solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone müssen laufend Risikoeinschätzungen
durchführen. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einführen
will – die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzuführen oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einführten, könnten Anmeldungen von
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen – idealerweise
ebenfalls elektronisch. 

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor – in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenügend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse während des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsmängel aufwies. 
Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsätzlich für digitales Abstimmen und Wählen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstützung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Städteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbände, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie bemängelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
gewählt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzuführen. Angeregt wurde zudem,
dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen müsse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.
Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundsätzlich
gegen eine Einführung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «für ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen könnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefährdet werde. Darüber hinaus kritisierten
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sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zuständigkeiten», von Dritten angeboten
werden dürfen. Falls dies so bleibe, müsse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geändert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern – etwa im Hinblick auf mögliche
Erleichterungen für Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgeführt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Überführung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklärte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
für eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber überwiegend begrüsst. 79
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